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Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzler- 
amtes vom 22. September 1981 — 14 — 680 70 — E — En 55/81. 

Diese Vorlagen sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten vom 27. Juli 1981 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt wor- 
den. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu den genannten 
Kommissionsvorlagen ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 

Eine Begründung war den Kommissionsverlagen nicht beigefügt 

Gemäß § 93 Satz 3 GO-BT am 17. November 1981 angefordert siehe auch Drucksache 9/859 Nr. 1. 
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Einführung 

Die Verordnungen Nr. 1302/78/EWG und 1303/78/ 
EWG*), über deren Anwendung die Kommission in 
der Anlage zwei gesonderte Berichte unterbreitet, 
sollen industrielle und kommerzielle Initiativen för- 
dern, die darauf abzielen, einmal Energiequellen als 
Ersatz des Mineralöls zu erschließen und zum ande- 
ren die verfügbare Energie besser auszunutzen. 

In den beiden Berichten werden die spezifischen Er- 
fedirungen und Probleme bei der Anwendung der je- 
weiligen Verordnung herausgestellt, doch sollten 
eine Reihe gemeinsamer Erwägungen hervorgeho- 
ben werden. 

Die Demonstrationsphase, die Gegenstand der in 
den Verordnungen vorgesehenen Unterstützung bil- 
det, ist eine oft schwierige Etappe für die neuen 
Technologien, die sich auf der Ebene der Forschung 
und Entwicklung bewährt, aber noch nicht das Sta- 
dium der industriellen Reife erreicht haben. Die 
große Zahl der eingereichten Vorhaben bildet ein si- 
cheres Anzeichen dafür, daß in dieser Hinsicht ein 
Anreiz erforderlich ist, zu dem die gemeinschaftli- 
che Unterstützung einen Beitrag leisten kann. Das 
Nachfragepotential, das auf diese Weise in allen be- 
troffenen Sektoren zutage getreten ist, rechtfertigt 
eine Erhöhung der für dieses Instrument aufgewen- 
deten finanziellen Mittel. 

Nachdem die Verordnungen kaum mehr als zwei 
Jahre lang angewandt worden sind, kann man sich 
noch nicht zu den technischen Ergebnissen der un- 
terstützten Vorhaben äußern. Der unter wirksamer 
Mitarbeit der Verwaltungen der Mitgliedstaaten an- 
gewandte Auswahlprozeß hat jedoch die Möglich- 
keit gegeben, sich für vielversprechende Vorhaben 
zu entscheiden, von denen an bedeutsame Ergebnis- 
se, die weite Verbreitung finden könnten, erhoffen 
darf. Auch von den Vorhaben, die wegen der be- 
grenzten verfügbaren Mittel nicht in Betracht gezo- 
gen werden konnten, hätten es viele verdient, be- 
rücksichtigt zu werden. 

*) ABI. EG Nr. L 158 vom 16. Juni 1978 


Die Unterstützungsaktion fügt sich, über ihre ei- 
gentliche Zielsetzung hinaus, in einen größeren 
Rahmen sowohl im Energie- als auch im Industrie- 
bereich ein. Die technischen Erfahrungen und die 
Kenntnis der industriellen Realitäten, die die Kom- 
mission bei der Anwendung der Verordnungen er- 
wirbt, werden sie in die Lage versetzen, die Aktion in 
den beiden obengenannten Bereichen besser zugun- 
sten der alternativen Energien und der Energieein- 
sparungen auszurichten. 

Die gesammelten technisch-wirtschaftlichen Daten 
werden ihr helfen, die den Investitionen in den be- 
treffenden Sektoren im Wege stehenden Hinder- 
nisse besser zu ermitteln und eine bessere Nutzung 
der Instrumente vorzuschlagen, mit deren Hilfe sich 
die Gemeinschaft an der Finanzierung der Energie- 
und Umstrukturierungsinvestitionen beteiligt. 

Schließlich werden in den Berichten die internen 
Verfahrensentscheidungen genannt, die die Kom- 
mission treffen wird, um den Abschluß und die Ver- 
waltung der Verträge über die Unterstützung von 
Vorhaben zu verbessern und zu beschleunigen. Im 
derzeitigen Stadium erfordern diese Entscheidun- 
gen keine Änderung der Verordnungen. 

3k 3k 

Gemäß Artikel 9 der Verordnung Nr. 1302/78/EWG 
und Artikel 8 der Verordnung Nr. 1303/78/EWG bit- 
tet die Kommission den Rat und das Parlament um 
Stellungnahme zu den zwei beiliegenden Berichten. 
Ferner möchte sie darauf hinweisen, daß Vorschlä- 
ge, die sie vor langer Zeit zur Verdoppelung der fi- 
nanziellen Dotierung dieser Programme unterbrei- 
tet hat, in den Rats- und Parlamentsinstanzen seit 
vielen Monaten in der Schwebe sind. Die Kommis- 
sion äußert den lebhaften Wimsch, daß die Schwie- 
rigkeiten im Zusammenhang mit diesen Vorschlä- 
gen so bald wie möglich überwunden werden kön- 
nen. 
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I. Einleitung 

1. Der Rat der Europäischen Gemeinschaften ver- 
abschiedete am 12. Juni 1978^) die Verordnung 
(EWG) Nr. 1302/78 über die Gewährung einer fi- 
nanziellen Unterstützung für Vorhaben zur 
Nutzung alternativer Energiequellen. 

Auf der Grundlage dieser Verordnung verab- 
schiedete der Rat am 9. April 1979 die Verord- 
nung (EWG) Nr. 726/79 2 ), die den Höchstbetrag 
der Unterstützung während eines Zeitraums 
von fünf Jahren in Höhe 95 Mio. ERE, festlegt, 
die sich wie folgt aufteilen: 


0 ABI EG L 158 vom 16. Juni 1978. 


— 50 Mio. ERE für die Verflüssigung und Ver- 
gasung fester Brennstoffe, 

— 22,5 Mio. ERE für die Nutzung von Erd- 
wärme, 

— 22,5 Mio. ERE für die Nutzung der Sonnen- 
energie; 

sowie die Durchführungsverordnungen in 
den drei Sektoren: 

— Verflüssigung und Vergasung fester Brenn- 
stoffe: (EWG) Nr. 728/79, 

— Erdwärme: (EWG) Nr. 729/79, 

— Sonnenenergie: (EWG) Nr. 727/79. 

2) ABI. EG L 93 vom 12. April 1979. 
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2. die finanzielle Unterstützung gemäß der oben- 
genannten Richtlinien soll die Durchführung 
von Demonstrationsprojekten zur Nutzung von 
alternativen Energiequellen fördern. 

Diese Förderungsmaßnahme entspricht den 
vom Rat genehmigten Orientierungslinien be- 
treffend die energiepolitischen Ziele der Ge- 
meinschaft für 1990 und fügt sich in den Rah- 
men der Erklärungen des Europäischen Rates 
betreffend die Substitution von Erdölerzeugnis- 
sen. 

Ihr Ziel ist es, die Entwicklung von Techniken 
und Technologien in Sektoren zu fördern, in de- 
nen die Vorhaben technische wie finanzielle Ri- 
siken aufwerfen, so daß ihre Finanzierung ohne 
fremde Hilfe nicht zufriedenstellend gewährlei- 
stet werden könnte. 

3. Gemäß der obigen Verordnungen erfolgt die Un- 
terstützung durch die Gemeinscheift in Form ei- 
nes Finanzbeitrags bis zu 40 % der Kosten des 
Vorhabens, der bei kommerzieller Nutzung zur 
Hälfte rückzahlbar ist. Die Rückzahlung (Darle- 
hen und Zinsen) erfolgt über einen Zeitraum 
von höchstens acht Jahren ab dem zweiten Jahr 
der kommerziellen Nutzung. 


II. Durchführung der Unterstützungsmaßnahmen 
der Gemeinschaft 

A. Vergasung und Verflüssigung fester Brennstoffe 

Ausschreibung und Beschlüsse der Kommission 

4. Zwei Ausschreibungen für Demonstrationsvor- 
haben sind bislang im Amtsblatt der Europäi- 
schen Gemeinschaften erschienen. 

Die erste Ausschreibung wurde am 30. Juli 1978 
(ABI. EG Nr. C 154) veröffentlicht und führte zur 
Einsendung von 12 Vorschlägen betreffend In- 
vestitionskosten von insgesamt 277 Mio. ERE. 
Die beantragte Unterstützung betrug 111 Mio. 
ERE. Diese 12 Vorhaben entfielen auf die fol- 
genden verschiedenen Bereiche: 

Vergasung 

7 Vorhaben 196 783 000 ERE (Gesamtkosten) 
Untertage-Vergasung 

3 Vorhaben 33 549 000 ERE (Gesamtkosten) 
Verflüssigung 

2 Vorhaben 46 487 000 ERE (Gesamtkosten) 
12 Vorhaben 276 829 000 ERE (Gesamtkosten) 

Jedes der Vorhaben wurde von den Dienst- 
stellen der Kommission nach Stellungnahme 
des Beratenden Ausschusses geprüft, 4 Vor- 


‘) P^r jedes der in den drei Bereichen ausgewählten Vor- 
haben besteht ein Übersichtsbogen, der in dem ergän- 
zenden Informationsdokument zu diesem Bericht aufge- 
führt ist. Der Bogen enthält die Grunddaten des Vorha- 
bens das angestrebte Ziel, den Fortgang der Arbeiten, 
die Kosten, die Höhe der Gemeinschaftsunterstützung 
sowie eine erste Beurteilung. 


haben wurden Ende Oktober 1978 für eine 
Gemeinschaftsunterstützung in Höhe von 
15 825 000 ERE ausgewählt. Anschließend 
wurde eines der Vorhaben vom Antragsteller 
zurückgezogen, wodurch sich der Betrag der ge- 
währten Beihilfe auf 11 485 000 ERE verrin- 
gerte. 

Diese relativ geringe Zahl ausgewählter Vorha- 
ben war die Folge der beschränkten verfügba- 
ren Haushaltsmittel, weshalb andere brauch- 
bare Vorhaben berücksichtigt werden konnten. 
Außerdem war es bei den ausgewählten Vorha- 
ben nur möglich, die ersten Phasen zu finanzie- 
ren. 

5. Die zweite Ausschreibung wurde am 12. April 
1980 (ABI. EG Nr. C 91) veröffentlicht. Bis zum 
15. Juli 1980, dem Einsendeschluß, waren der 
Kommission 23 Vorhaben für einen Gesamtbe- 
trag von 724 Mio. ERE zugegangen; die bean- 
tragte Beteiligung betrug 271 ERE. Die 23 Vor- 
haben gliederten sich wie folgt: 

Vergasung 

18 Vorhaben 496 552 000 ERE (Gesamtkosten) 
Untertage-Vergasung 

1 Vorhaben 21 401 000 ERE (Gesamtkosten) 
Verflüssigung 

4 Vorhaben 205 889 000 ERE (Gesamtkosten) 
23 Vorhaben 723 842 000 ERE (Gesamtkosten) 

Nach Prüfung dieser Anträge durch die Kom- 
missionsdienststellen und nach Stellungnahme 
des Beratenden Ausschusses beschloß die Kom- 
mission am 14. November 1980: 

— erstens, die übrigen Phasen der bereits 1978 
ausgewählten Vorhaben zu finanzieren und 

— zweitens, die Anfangsphasen vom neun wei- 
teren Vorhaben für eine finanzielle Beihilfe 
zu berücksichtigen. 

Der Gesamtbetrag der entsprechenden Beihilfe 
beläuft sich auf 40 170 200 ERE, wodurch sich 
der Betrag der bewilligten Mittel auf insgesamt 
51 655 200 ERE beläuft. 

Die Ergebnisse der beiden Ausschreibungen 
lassen sich folgendermaßen zusammenfassen: 



Einge- 

gangene 

Vor- 

schläge 

Aus- 

gewählte 

Vor- 

schläge 

Gewährte 

Unterstützung 

1. Ausschreibung 

12 

3 

11 485 000 ERE 

2. Ausschreibung 

23 

9 

40 170 200 ERE 

insgesamt . . . 

35 

12 

51 655 200 ERE 


6. Die Kommission nahm die Auswahl der Vorha- 
ben in Zusammenarbeit mit dem Beratenden 
Ausschuss auf der Grundlage des Finanzpla- 
fonds, der Modalitäten der Verordnungen und 
folgender Hauptkriterien vor: 
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a) allgemeine Kriterien 

— technische Neuerung des Vorhabens im 
Vergleich zum derzeitigen Stand der 
Technik, 

— Anzahl und Umfang der Anwendungs- 
möglichkeiten der Ergebnisse des Vorha- 
bens, 

— Beurteilung des Risikos von Doppelar- 
beit in bezug auf andere bereits entwik- 
kelte oder in der Entwicklung befindliche 
Techniken und Möglichkeit einer Zusam- 
menarbeit im Rahmen anderer Pro- 
jekte, 

b) spezifische Kriterien 

— Erweiterung der spezifischen Bereiche 
der Verflüssigung und Vergasung von fe- 
sten Brennstoffen, 

— Erweiteruung des Spektrums der Erzeug- 
nisse, die durch die Vergasung und Ver- 
flüssung von festen Brennstoffen erzielt 
werden können, um eine weitreichendere 
Substitution der eingeführten Energien 
zu ermöglichen, 

— im Falle der Untertage-Vergasung die 
Nutzung von Vorkommen, die mit den 
derzeitigen technischen Mitteln nicht 
mehr wirtschaftlich abgebaut werden 
können. 

Unterzeichnung der Verträge, Verwendung der Mittel und 
Fortschritt der Vorhaben 

7. Obwohl mit den Beteiligten zur entgültigen Er- 
stellung der Dossiers Kontakt aufgenommen 
wurde, insbesondere was die „Arbeitsprogram- 
me“ anbetrifft, sind noch nicht alle Verträge ord- 
nungsgemäß abgeschlossen und derzeitige Si- 
tuation ist folgende: 

— von beiden Parteien 

Unterzeichnete Verträge: 9 

— Verträge im Stadium 

der Unterzeichnung: _3 

12 

8. Der Gesamtbetrag der gewährten finanziellen 
Unterstützung beläuft sich auf 51 655 200 ERE 
und überschreitet damit den durch die Verord- 
nung (EWG) Nr. 726/79 festgelegten Betrag 
(50 Mio. ERE) ‘). Trotz der vollständigen Aus- 
schöpfung des Plafonds war es aufgrund der 
sehr hohen Gesamtkosten der Vorhaben zu fi- 
nanzieren (mit Ausnahme zweier Projekte). Die 
Fortsetzung dieser Vorhaben hängt daher von 
einem Beschluß über ihre spätere Finanzierung 
ab, d. h. von mindestens einer Verdoppelung der 
angegebenen Plafonds. Bei einem Vorhaben 
mußten die Arbeiten vorübergehend nach Fer- 
tigstellung der ersten Phase in Erwartung eines 
Beschlusses über diese Verdoppelung einge- 
stellt werden. Außerdem mußte eine Vielzahl 
von brauchbaren Vorhaben aus Geldmangel zu- 


^) Jedoch innerhalb des unter Ziffer 2 Abs. 2 des einzigen 
Artikels dieser Verordnung vorgesehenen flexiblen 
Rahmens. 


rückgewiesen werden. Die Fortsetzung der Ge- 
meinschaftsmaßnahme ist nur nach Bereitstel- 
lung angemessener und ausreichender Finanz- 
mittel möglich. 

9. Die Situation der Verwendung der Haushalts- 
mittel am 30. April 1981 ergibt folgendes Bild: 

— Plafond Vergasung und Verflüssigung: 

50 000 000 ERE 

— Beschlüsse 1. und 2. Ausschreibung: 

51 655 200 ERE 

— Mittelbindungen 1. und 2. Ausschreibung: 

51 655 200 ERE 

— Zahlungen 1. und 2. Ausschreibung: 

9 019 472 ERE 

Der große Unterschied zwischen den Verpflich- 
tungen und den Zahlungen ergibt sich haupt- 
sächlich aus der relativ langen Dauer der Vor- 
haben und aus der Tatsache, daß die kostspielig- 
sten Vorhaben der zweiten Tranche gerade erst 
angelaufen sind und die Verhandlungen über 
drei Verträge noch läuft. 

10. Von den vier im Anschluß an die erste Aus- 
schreibung ausgewählten Vorhaben wurde eins 
vom Antragsteller zurückgezogen. Die drei an- 
deren befinden sich entsprechend dem aufge- 
stellten Arbeitsplan in der Durchführung. 

Bei den sechs im Anschluß an die zweite Aus- 
schreibung festgelegten Vorhaben, für die be- 
reits ein Vertrag besteht, haben die Arbeiten be- 
gonnen (fünf Projekte) oder sie werden im 
Laufe des Jahres 1981 anlaufen. 


B. Erdwärme 

Ausschreibungen und Beschlüsse der Kommission 

11. Seit Verabschiedung der Verordnung Nr. 
1302/78 wurden drei Ausschreibungen im Be- 
reich der Erdwärme veröffentlicht, und zwar am 
26. Juni 1978, am 1. Dezember 1979 bzw. am 
30. Dezember 1980 ^). 

Auf die beiden ersten Ausschreibungen folgten 
Beschlüsse zur Gewährung einer finanziellen 
Unterstützung, die die Kommission am 29. No- 
vember 1978 2) bzw. am 24. Juli 1980 faßte. Bei 
den Vorschlägen der dritten Ausschreibung ist 
die Beurteilung im Gange. 

Die nachstehende Tabelle enthält die wichtig- 
sten Zahlenangaben betreffend diese Aus- 
schreibungen. 

Ergänzend zu diesen Informationen ist zu un- 
terstreichen, daß: 

— die Zahl der eingereichten Vorhaben weit 
höher als erwartet war, vor allem bei der 
dritten Ausschreibung; dies erklärt sich aus 
der Tatsache, daß die ermutigenden Ergeb- 

1) ABI. C 153. ABI. C 300, ABI. C 339. 

2) Am 9. April 1979 bei der Verabschiedung der ersten Se- 
rie vom Vorhaben durch den Rat in Kraft getreten. 
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Eingereichte Projekte 

Ausgewählte Projekte 

Ausschreibung 

Anzahl 

Gesamt- 

Kosten 

Beantragte 
Unter- 
stützung 
Mio. ERE 

Anzahl 

Gesamt- 

kosten 

Gewährte 
Unter- 
stützung 
Mio. ERE 

1. 

26. 6.1978/30.9.1978 

2. 

1. 12. 1979/11.4. 1980 

Q 

36 

140 

50 

13 

70 

9,026 

33 

163 

54 

17 

132 

10,046 

o. 

20. 12. 1980/31. 3. 1981 

50 

241 

80,25 





nisse der ersten Vorhaben weitere Initiati- 
ven hervorgerufen haben; 

— Die Zahl der ausgewählten Vorhaben in star- 
kem Med^e durch die verfügbaren Mittel ein- 
geschränkt wurde, vor allem bei den Vorha- 
ben der ersten Ausschreibung; 

— die gewährte Unterstützung in den meisten 
Fällen nur die erste Phase des Vorhabens be- 
trifft, das heißt die Bohrung oder Bohrungen; 
auch dies größtenteils aufgrund der be- 
schränkten Mittel. 

12. Die Kommission hat zusammen mit dem Bera- 
tenden Ausschuß die Auswahl der Vorhaben auf 
der Grundlage des Finanzplafonds, der Modali- 
täten der Verordnungen und folgender Krite- 
rien vorgenommen: 

Grundkriterien: 

— Projekte, die neue Techniken oder Technolo- 
gien einführen und hinreichend umfang- 
reich sind oder 

— Projekte, die in einer „neuen Erdwärmere- 
gion“ oder an unterschiedlichen geologi- 
schen Horizonten der gleichen Region 
durchgeführt werden. 

Zusätzliche Kriterien: 

— theoretisch hinreichend großes Potential des 
Erdwärmereservoirs, 

— geringe technische Risiken des Vorhabens 
(infolge von FuE-Arbeiten), 


— kalkulierbare wirtschaftliche Risiken des 
Vorhabens, 

— Vorhandensein einer Kosten/Nutzen/ Ana- 
lyse des Vorhabens und wirtschaftliche Le- 
bensfähigkeit des Vorhabens, 

— technische Kompetenzen desjenigen, der 
das Projekt durchführt, 

— Kenntnis der Finanzierungsquellen des Vor- 
habens, 

— Menge der durch die Erdwärme substituier- 
ten traditionellen Energie, 

— Förderung der Techniken oder Technologien 
in der Gemeinschaft, günstige Voraussetzun- 
gen betreffend den Zugang zu und die Ver- 
breitung der Ergebnisse des Vorhabens. 

13. Die ausgewählten Projekte decken praktisch 
sämtliche Sektoren der Nutzung der Erdwärme 
ab. Die Zahl der Vorhaben, die die Raumheizung 
betreffen, ist weit höher als die Zahl der Vorha- 
ben, die auf andere Nutzungen abzielen, zum 
Beispiel die Stromerzeugung. Die Zahl der Vor- 
haben, die sich auf landwirtschaftliche Anwen- 
dungsbereiche, vor allem die Beheizung von Ge- 
wächshäusern beziehen, ist ebenfalls hoch. 

Die Zahl der Vorhaben im Anschliiß an die erste 
und zweite Ausschreibung und die bereitgestell- 
ten Mittel sowie die Zahl und die beantragten 
Mittel im Anschluß an die dritte Ausschreibung 
gliedern sich nach Maßgabe der Verwendungs- 
bereiche der Erdwärmeträger wie folgt auf: 


Mio. ERE 



Anzahl 

Raum- 

heizung 

Strom- 

erzeugung 

Heizung 

von 

Gewächs- 
häusern und 
sonstige 

insgesamt 

1. Ausschreibung 

13 

5,139 

2,749 

1,139 

9,026 

2. Ausschreibung 

17 

6,984 

1,276 

1,812 

10,07 

Eingegangene Vorschläge 

50 

54,036 

13,925 

12,289 

80,25 


Während die Stromerzeugung beim derzeitigen 
Wissensstand nur in Italien und Griechenland 
möglich ist, basiert die Raumheizung auf der 
Nutzung von Erdwärmevorkommen niedriger 
Temperatur, die es praktisch in sämtlichen Län- 
der der Gemeinschaft gibt. 


14. Fast 50 % der Vorhaben wurden unter der Ver- 
antwortung von Stadtverwaltungen eingereicht, 
die eindere Hälfte stammt von privaten oder öf- 
fentlichen Unternehmen und von landwirt- 
schaftlichen Institutionen. 
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Diese Gemeinschaftsaktion sowie die vorange- 
gangene Forschungsaktion haben sicherlich zur 
Untersuchung und Ausarbeitung einer großen 
Anzahl von Vorhaben geführt, die sonst nicht 
oder erst später unternommen worden wären. 

Unterzeichnung der Verträge, Verwendung der Mittel und 

Fortgang der Vorhaben 

15. Die 13 Verträge betreffend die im Anschluß an 
die erste Ausschreibung ausgewählten Vorha- 
ben sind alle zur Zeit abgeschlossen; die 9,206 
Mio. ERE für diese Vorhaben sind also insge- 
samt gebunden. 

Von den 17 im Anschluß an die zweite Aus- 
schreibung am 30. April 1981 festgelegten Vor- 
haben sind 10 Vorhaben Gegenstand von Ver- 
trägen und die Höhe der gebundenen Mittel be- 
läuft sich auf 5,6 Mio. ERE gegenüber einem 
Globalbetrag von 10,046 Mio; ERE. 

Zusammenfassend ergibt die Verwendung der 
Mittel am 30. April 1981 folgendes Bild: 

— Plafond Erdwärme 

(Verordnung 726/79): 22,5 Mio. ERE 

— Kommissionsbeschlüsse 
erste und zweite 

Ausschreibung: 9,026 -h 10,046 Mio. ERE 

— Restbetrag: 3,428 Mio. ERE 

— Mittelbindungen 1. und 

2. Ausschreibung: 14,626 Mio. ERE 

— Zahlungen 1. und 

2. Ausschreibung: 4,064 Mio. ERE 

Die Vorhaben der dritten Ausschreibung wer- 
den zur Zeit beurteilt; die ersten Verträge 
könnte vor Ende des Jahres abgeschlossen wer- 
den. 

16. Von den im Anschluß an die erste Ausschrei- 
bung ausgewählten Vorhaben sind einige be- 
reits voll oder teilweise im Betrieb oder werden 
es im Laufe des Jahre sein (vier Vorhaben). 
Kein Vorhaben wurde aufgegeben oder in Frage 
gestellt. 

Jedoch bereiten einige Vorhaben Schwierigkei- 
ten aufgrund der Ergebnisse der Bohrungs- 
phase (vier Vorhaben); die Nutzung könnte je- 
doch trotzdem erfolgen, aber unter weniger gün- 
stigen Bedingungen als vorgesehen. 

Andere schließlich sind noch in der Durchfüh- 
rung und die ersten Ergebnisse stehen noch 
nicht zur Verfügung. 

Bei fünf Vorhaben derjenigen, die im Anschluß 
an die zweite Ausschreibung festgelegt wurden, 
haben die Arbeiten begonnen. Bei einem sind 
die Bohrergebnisse sehr positiv. Bei den ande- 
ren sind die Bohrungen im Gange. Bei sechs 
weiteren Projekten beginnen die Arbeiten im 
Laufe des Jahres. Ein Projekt wurde aufgrund 
von Verwaltungsschwierigkeiten aufgegeben 
(eine lokale Behörde hatte dem Projektträger 
die Bohrgenehmigung verweigert und das Pro- 
jekt selbst übernommen). 


17. In den meisten Fällen betrifft die Gemein- 
schaftsunterstützung die Phase der Bohrung 
oder der Bohrungen, die das Hauptrisiko bei 
den Erdwärmenutzungsvorhaben darstellt. Üb- 
rigens lassen sich die Nutzungsbedingungen 
des Erdwärmevorkommens erst bestimmen, 
wenn die Bohrergebnisse bekannt sind. Für ei- 
nige Projekte, bei denen die Bohrergebnisse 
nicht den Erwartungen entsprachen, müssen er- 
neut technisch-wirtschaftliche Studien durchge- 
führt werden, um die neuen Nutzungsbedingim- 
gen zu ermitteln, was zu Verzögerungen der ur- 
sprünglich vorgesehenen Planung führt. 


C. Sonnenenergie 

Ausschreibungen und Beschlüsse der Kommission 

18. Drei Ausschreibungen für Demonstrationsvor- 
haben zur Nutzung der Sonnenenergie wurden 
bisher veröffentlicht. 

— Die erste Ausschreibung erschien am 15. Juli 
1978 (ABI. Nr. C 170). Sie war ganz allgemein 
gehalten und deckte den gesamten Sektor 
der Sonnenenergie: 

— Anlagen zur Brauchwarmwasserberei- 
tung, Raumheizung und Klimatisierung 
in Wohn- und Industriegebäuden sowie 
zur Beheizung von öffentlichen Gebäu- 
den. 

— Anlagen zur Erzeugung von Prozeß- 
wärme mechanischer oder elektrischer 
Energie für Zwecke der industriellen und 
landwirtschaftlichen Produktion und 
Verarbeitung. 

— Erzeugung und Nutzung von Biomasse 
für Energiezwecke (Verordnung 727/79 
vom 9. April 1979). 

Diese erste Ausschreibung schloß mit der Ein- 
sendung von 135 Vorschlägen, die Investitions- 
kosten in Höhe von insgesamt 108 Mio ERE be- 
trafen. Der beantragte Zuschuß belief sich auf 
43 Mio. ERE. Jedes Vorhaben wurde von den 
Kommissionsdienststellen geprüft und nach 
Stellungnahme des Beratenden Ausschusses 16 
Vorhaben ausgewählt. 

Zehn weitere Projekte waren Gegenstand einer 
zweiten Trdnche, für die ein Beschluß später ge- 
faßt wurde. 

So wählte die Kommission von den 135 ihr vor- 
gelegten Vorhaben 26 für eine Gemeinschafts- 
unterstützung in Höhe von 6,35 Mio. ERE aus. 
Diese relativ geringe Anzahl berücksichtigter 
Vorhaben ergab sich aus den beschränkten ver- 
fügbaren finanziellen Mitteln, weshalb weitere 
brauchbare Projekte nicht berücksichtigt wer- 
den konnten. 

— Zwei Ausschreibungen wurden 1980 veröf- 
fentlicht: 

Diejenige vom 30. Januar betraf (wie die voran- 
gegangenen) Demonstrationsvorhaben im Be- 
reich der Sonnenenergie ganz allgemeiru 
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105 Projekte im Gesamtbetrag von 99 Mio. ERE 
wurden der Konunission eingereicht Der bean- 
tragte Zuschuß belief sich auf 37 Mio. ERE. 

In Übereinstimmung mit der Stellungnahme 
des Beratenden Ausschusses wählte die Kom- 
mission 36 Vorhaben aus, wobei sich die Ge- 
samtbeihilfe auf 13,2 Mio. ERE beläuft. 

Eine weitere Ausschreibung, die speziell 
Schwimmbäder betraf, wurde am 31. Januar 
1980 veröffentlicht. Ihr Zweck bestand darin, in 
den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft ein Netz 
von mit Sonnenenergie beheizten Schwimmbä- 
dern zu installieren. Das diesem Sektor gewid- 
mete besondere Interesse erklärt sich durch die 
Tatsache, daß die Sonnenenergie für diesen An- 
wendungsbereich (normalerweise starker Erd- 


ölverbraucher) die ideale Quelle von Wärme 
niedriger Temperatur ist, die durch relativ ein- 
fache Kollektoren geliefert werden kann. 

Die Kommission registrierte 47 Vorschläge für 
96 Schwimmbäder mit einem Investitionswert 
von 17,7 Mio. ERE. 

Nach einer Vorauswahl durch eine Arbeitsgrup- 
pe, bestehend aus von den Regierungen bezeich- 
neten Sachverständigen, und in Übereinstim- 
mung mit der Stellungnahme des Beratenden 
Ausschusses wählte die Kommission 22 Vor- 
schläge (62 Schwimmbäder) aus, die eine Finan- 
zierungsbeihilfe in Höhe von 3,3 Mio. ERE dar- 
stellen. 

19. Die Ergebnisse der Ausschreibungen sind in 
den nachstehenden Tabellen enthalten 


I. Finanzielle Grunddaten 



Vorgelegte Vorhaben 

Ausgewählte Vorhaben 

Ausschreibung 

Anzahl 

Gesamt- 

kosten 

Beantragte 
Unter- 
stützung 
Mio. ERE 

Anzahl 

Gesamt- 

kosten 

Gewährte 
Unter- 
stützung 
Mio. ERE 

1. 

15.7.1978/30.9.1978 

2. 

30. 1. 1980/30.4. 1980 

Q 

135 

108 

43 

26 

26,582 

6,354 

105 

99,232 

37,586 

36 

38,406 

13,229 

0. 

31. 1. 1980/30. 4. 1980 

47 

29,212 

9,144 

22 

8,742 

3,332 


II. Aufgliederung der bereitgestellten Mittel nach Maßgabe der Sonnentechniken 



Thermisch 

Photovoltaisch 

Biomasse 

Insgesamt 

Ausschreibung 

Mio. ERE 

Anzahl 

der 

Vorhaben 

Mio. ERE 

Anzahl 

der 

Vorhaben 

Mio. ERE 

Anzahl 

der 

Vorhaben 

Mio.ERE 

Vorhaben 

1. 

Ausschreibung 

2. 

Ausschreibung 

3. 

Ausschreibung 
(Schwimmbäder) 

4,990 

19 

0,332 

3 

1,032 

4 

6,354 

26 

4,964 

25 

0,086 

1 

8,179 

10 

13,229 

36 

3,332 

22 





3,332 

22 

insgesamt . . . 

13,286 

66 

0,418 

4 

9,211 

14 

22,915 

84 


20. Die Beurteilung der Vorhaben erfolgte anhand 
eines Bündels von Kriterien, darunter vor al- 
lem: 

— die Aussichten der industriellen und kom- 
merziellen Lebensfähigkeit, 

— das Interesse des Vorhabens unter dem 
Aspekt technologischer Innovation, 

— Demonstrations- und Motivationseffekt, 

— der potentielle Markt. 


Bei dieser Anzahl ergab sich eine Aufgliederung 
der Mittel (nach Umfang und Anzahl der Vorha- 
ben), bei der das Gewicht vor allem auf den 
„thermischen Sonnentechniken“ lag. Klammert 
man die Vorhaben aus, die die spezifische Aus- 
schreibung für Schwimmbäder betreffen, so 
liegt das Schwergewicht immer noch auf den 
thermischen Sonnentechnologien, aber die 
Techniken, die die Biomasse nutzen, erreichen 
den gleichen Umfang wie diese, was die bewil- 
ligten Mittel betrifft. 
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Unterzeichnung der Verträge, Verwendung der Mittel und 
Fortgang der Vorhaben 

21. Obwohl nach dem Beschluß der Kommission so- 
fort Kontakte mit den Antragstellern im Hin- 
blick auf die endgültige Erstellung der Unterla- 
gen aufgenommen wurden, sind zur Zeit noch 
nicht alle Verträge abgeschlossen und die Lage 
ergibt folgendes Bild; 

— von beiden Parteien 

Unterzeichnete Verträge: 18 

— Verträge, über die noch verhandelt wird: 2 

— annullierte Vorhaben: _6 

26 

22. Die Verwendung der Mittel ist am 30. April 1981 
wie folgt: 

Plafond für Sonnenenergie 

(Verordnung 726/79) 22,5 Mio. ERE 

Beschluß Kommission, 1. Ausschreibung: 

--- 1. Tranche 3 251 174 Mio. ERE 

— 2. Tranche 3 102 033 Mio. ERE 

— Rücknahme: 1 507 108 Mio. ERE 

Beschluß Kommission, 2, und 3. Ausschreibung 
(Verfahren läuft) 

— allgemein: 13 229 474 Mio. ERE 

— Schwimmbäder: 3 332 863 Mio. ERE 

Saldo 1 090 564 Mio. ERE 

Mittelbindungen, 1. Ausschreibung: 

3 800 062 Mio. ERE 
Zahlungen, 1. Ausschreibung: 

1 248 786 Mio. ERE 

23. Von den 18 Vorhaben der ersten Ausschreibung, 
deren Verträge unterzeichnet sind, werden die- 
jenigen mit geringer Durchführungsdauer in 
Betrieb genommen oder sie haben den Betrieb 
gerade aufgenommen; die meisten der übrigen 
gehen entsprechend ihrem Programm erst spä- 
ter in Betrieb. 

Bei zwei Vorhaben haben sich die Verhandlun- 
gen hinausgezögert und noch zu keinem Ergeb- 
nis geführt; im wesentlichen liegt dies an der er- 
heblichen Verschlechterung der wirtschaftli- 
chen Lage, die es schwierig macht, zusätzliche 
Finanzmittel zu erhalten. 

Sechs ausgewählte Projekte schließlich wurden 
später, hauptsächlich aus dem gleichen Grund, 
aufgegeben. 

Das schriftliche Verfahren für die Beschlußfas- 
sung der Kommission betreffend die im Rah- 
men der zweiten (36) und dritten (22) Ausschrei- 
bung ausgewählten Vorhaben wurde am 19. Mai 
1981 eingeleitet. 


III. Kommentare 

1. Beurteilung der ersten Ergebnisse 

A. Vergasung und Verflüssigung von Kohle 

24. Betreffend die technischen und wirtschaftli- 
chen Ergebnisse ist darauf hinzuweisen, daß 


von den neun Vorhaben, für die die Verträge un- 
terzeichnet sind, bei fünf erst Ende 1980 oder 
Anfang 1981 mit der ersten Phase (Planung oder 
Engineering) begonnen wurde. Aus diesem 
Grund ist es natürlich noch zu früh, die Ergeb- 
nisse zu diskutieren, besonders da diese Vorha- 
ben eine Laufzeit von vier bis sieben Jahren 
haben (Vorhaben LG 01/2/80, LG 01/5/80, 
LG 01/10/80, LG 02/1/80 und LG 03/2/80). 

Bei den vier anderen Projekten läßt sich die der- 
zeitige Situation folgendermaßen zusammen- 
fassen: 

Im Rahmen des belgisch-deutschen Projektes 
der Untertage-Vergasung (LG 02/1/78) wurden 
die vier ersten Bohrlöcher fertiggestellt und die 
Permeabilitätsversuche der zu vergasenden 
Ader erbrachten Ergebnisse, die die Annahme 
einer normalen Fortsetzung des Vorhabens er- 
lauben. Dennoch werden die Arbeiten zur Her- 
stellung des „linking“ zwischen den Bohrungen, 
die im August 1981 beginnen, von vorrangiger 
Bedeutung sein. 

Beim zweiten Projekt in diesem Bereich, das in 
Frankreich durchgeführt wird (LG 02/2/78) ha- 
ben die „linking“ und „retrocombustion“-Arbei- 
ten, die in einer bestehenden Zeche des Bassin 
der Houilleres du Nord und Pas-de-Calais 
durchgeführt wurden, zu positiven Ergebnissen 
geführt, was die Fortsetzung dieses Projektes in 
größerem Maßstab über Tage ermöglicht hat 
(LG 02/1/80). 

Im Rahmen des deutschen Projektes der Kohle- 
vergasung in einem Reaktionsgefäß mit Eisen- 
bad (LG 01/13/80) sind die Versuche in einem 
Reaktor mit einer Kapazität von 18 t beinahe 
abgeschlossen. Die Ergebnisse der Arbeiten im 
Laborstadium und einer kleinen Pilotstation 
sind bestätigt worden, insbesondere was die 
Reinheit des erzeugten Gases betrifft. Eine 
letzte Versuchsreihe wird im Hinblick auf die 
Suche nach Verwendungsmöglichkeiten der 
Asche unternommen werden. 

Die erste Phase des britischen Projekts betref- 
fend die Kohleextraktion unter superkritischen 
Bedingungen (LG 03/1/78) wurde mit der Erstel- 
lung der detaillierten Unterlagen für die Aus- 
schreibung beendet. Dennoch wurde das Pro- 
jekt zur Zeit bis zur Beschlußfassung über die 
spätere Finanzierung des Vorhabens (Bau und 
Betrieb) ausgesetzt. 

Bei Erfolg der Demonstrationsvorhaben ist 
nicht ausgeschlossen, daß die Träger, wegen des 
Umfangs des zu investierenden Kapitals, die Fi- 
nanzierungsinstrumente der Gemeinschaft zur 
Durchführung weiterer Anlagen industriellen 
Maß Stabes in Anspruch nehmen. 

B. Erdwärme 

26. Die Gesamtbewertung der technischen und 
wirtschaftlichen Ergebnisse ist wegen des 
Stands der Durchführung der Vorhaben ver- 
früht. Im Durchschnitt bedarf die Durchführung 
eines Projektes für die Raumheizung zwei bis 
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drei oder sogar vier Jahre, je nach Art des Vor- 
habens und der Entwicklung der Erdwärme- 
technik in den einzelnen Ländern. Die Durch- 
führung eines Projektes zur Stromerzeugung 
erfordert längere Fristen. Dennoch sind die er- 
sten Ergebnisse im allgemeinen ermutigend, 
und in mehreren Fällen ist die kommerzielle 
Nutzung gesichert. Im derzeitigen Stadium ist 
es auch nicht möglich, die durch die Erdwärme 
substituierte Energie für sämtliche ausgewähl- 
ten Vorhaben zu quantifizieren oder die Investi- 
tionen zu ermitteln, die jede substituierte t RÖE 
erfordert hat. Für diese Ergebnisse und ihren 
Vergleich mit den Prognosen muß das erste 
Jahr der kommerziellen Nutzung der einzelnen 
Projekte abgewartet werden. 

27. Auf jeden Fall ist es sicher, daß die Anreizfor- 
mel der Gemeinschaft zur Förderung der Ent- 
wicklung der Erdwärme eine entscheidende 
Rolle gespielt hat. So ist die Erschließung der 
Erdwärme gekennzeichnet durch umfangreiche 
anfängliche Anfangsinvestitionen und durch 
ein geologisches und bergbauliches Risiko, das 
erst aus dem Wege geräumt ist, wenn die sehr 
hohen Investitionen für die Bohrung durchge- 
führt sind. Die finanzielle Unterstützung der 
Gemeinschaft, die dieses Risiko zum Teil deckt, 
ist hierfür, obwohl sie zur Hälfte als ein im Falle 
der kommerziellen Nutzung rückzahlbares Dar- 
lehen angesehen wird, gut geeignet und kommt 
den Interessen der Träger entgegen. 

28. Schließlich ist in den letzten Jahren eine deutli- 
che Beschleunigung der Erschließung der Erd- 
wärmevorkommen in der Gemeinschaft festzu- 
stellen. Italien, das bereits zu den Ländern ge- 
hörte, die als erste Projekte zur Nutzung dieser 
Vorkommen (in der Toskana) entwickelt hatte, 
wird seine Rolle mit der Erschließung von Vor- 
kommen hoher Enthalpie in weiteren Gebieten 
der Region Zentrum/Süden ausbauen, während 
die ersten Projekte zur Erschließung von Vor- 
kommen niedriger Enthalpie in großem Maß- 
stab im Entstehen sind. In Frankreich nimmt 
die Zahl der Vorhaben in einem Maße zu, daß 
dieses Land z. Z. das wichtigste Erdwärmepro- 
gramm der Welt für Raumheizungszwecke hat. 
In der Bundesrepublik Deutschland wurden 
zahlreiche Projekte definiert, von denen die er- 
sten bald verwirklicht werden; das gleiche gilt 
für die anderen Länder. In Griechenland wer- 
den die ersten Erdwärme-kWh in den nächsten 
Jahren erzeugt, während die Durchführbarkeit 
von Projekten niedriger Enthalpie nunmehr er- 
wiesen ist. 

Im übrigen werden im Bereich der Nutzung 
niedriger Enthalpie, insbesondere für die 
Raumheizung die wichtigsten Entwicklungen 
erwartet. Im Laufe der nächsten Jahre können 
Stadtteile mehrerer Städte mit Erdwärme be- 
heizt werden. ^ 

Für die meisten dieser Vorhaben stellte die 
Möglichkeit der finanziellen Unterstützung den 
Anreiz dar und in mehreren Fällen wären sie 
ohne den Gemeinschaftszuschuß nicht durchge- 
führt worden. 


C. Sonnenenergie 

29. Da das Fünfjahresprogramm erst zur Hälfte 
durchgeführt ist, hat dieser Bericht lediglich 
den Charakter eines Zwischenberichtes. 

Andererseits sind die meisten Vorhaben wegen 
der langwierigen Aushandlung der Verträge 
noch nicht in Betrieb. 

30. Wegen der sehr unterschiedlichen Nutzungs- 
möglichkeiten der Sonnenenergie muß abge- 
wartet werden, bis eine große Anzahl von Pro- 
jekten in Betrieb genommen wurde, um — sei es 
nur quantitativ — eine Beurteilung der Ergeb- 
nisse zu ermöglichen. 


2. Verbreitung der Ergebnisse 

31. Die Kommission beabsichtigt, eine möglichst 
weite Verbreitung der Ergebnisse der Demon- 
strationsvorhaben zu gewährleisten. In den ver- 
schiedenen Bereichen hält sie eine komplette 
Dokumentation über die Ergebnisse und den 
Fortgang der Vorhaben bereit. 

Die Grewährleistung der Verbreitung der Ergeb- 
nisse ist auf folgende Weise geplant: 

a) regelmäßige technisch-wirtschaftliche Infor- 
mationsblätter für jedes Vorhaben; 

b) eine halbjährliche Zeitschrift („newsletter“), 
die einen Überblick über das Programm 
gibt; 

c) Seminare oder Treffen, auf denen die ver- 
schiedenen, am gleichen Projekttyp interes- 
sierten Vertragspartner Zusammenkom- 
men; 

d) europäische Konferenzen, die die Möglich- 
keit geben, die nationalen und gemeinschaft- 
lichen Erfahrungen miteinander zu verglei- 
chen. 

Außerdem halten die Kommissionsdienststel- 
len die Kontakte mit den wichtigsten, an der 
Entwicklung alternativer Energiequellen inter- 
essierten Kreise aufrecht, und es besteht ein 
ständiger Informationsaustausch. 

Die Kommission beabsichtigt, die Ergebnisse 
auch, soweit wie möglich, in den Entwicklungs- 
ländern und den zukünftigen Beitrittsländern 
der Gemeinschaft zu verbreiten. 

32. In dem Sektor, in dem die ersten Ergebnisse 
verfügbar sind, insbesondere im Bereich der 
Erdwärme, hat die Kommission bereits Infor- 
mationsblätter bei sämtlichen interessierten 
Kreisen wie der staatlichen und privaten Indu- 
strie, Forschungseinrichtungen, Beratungsfir- 
men, Fachpresse usw. verteilt. 

Die unter Punkt c) genannten Zusammenkünfte 
haben ebenfalls in einigen Fällen bereits statt- 
gefunden. So hat zum Beispiel eine belgische 
Delegation, die ein Projekt zur Gewächshausbe- 
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heizung mit Erdwärme durchführt, ein ähnli- 
ches Projekt in Frankreich besucht, und der Er- 
fahrungsaustausch ist im Gange. 

Was die Konferenzen betrifft, so wird die erste 
nicht vor 1982/1983 stattfinden, um über das für 
eine derartige Veranstaltung notwendige Volu- 
men an Informationen und Ergebnissen zu ver- 
fügen. 


3. Verfahren 

33. Gemäß Artikel 2 der Verordnung 1302/78 kann 
diese sich noch auf andere Bereiche beziehen, 
als diejenigen, die in diesem Bericht behandelt 
werden; zitiert werden vor allem die Nutzung 
der Wellen- Gezeiten- und Windenergie. Das 
zur Zeit verfügbare Personal für die Durchfüh- 
rung des Demonstrationsprogramms im Sektor 
der alternativen Energien erlaubt nicht, die 
Ausschreibungen auf Vorhaben in diesen zu- 
sätzlichen Sektoren auszudehnen, die Gegen- 
stand eines Verordnungsentwurfes sein wer- 
den, sobald dies möglich ist. 

34. Die Koordinierung mit dem entsprechenden ge- 
meinsamen Forschungs- und Entwicklungs- 
programm wird in zufriedenstellender Weise 
während der ganzen Zeit der Durchführung des 
Demonstrationsprogramms beibehalten. In die- 
sem Zusammenhang ist es angebracht, darauf 
hinzuweisen, daß mehrere der von der Gemein- 
schaft in der Demonstrationsphase unterstütz- 
ten Vorhaben die Fortsetzung eines im Rahmen 
des oben erwähnten FuE-Programms finanzier- 
ten Forschungsvorhaben darstellen. Die gleiche 
konstruktive Koordinierung kennzeichnet auch 
die Beziehungen zwischen den Demonstrations- 
programmen „Alternative Energiequellen“ und 
„Energieeinsparungen“. Im Falle der Vergasung 
und Verflüssigung fester Brennstoffe wird Dop- 
pelarbeit mit der EGKS-Kohleforschung vor al- 
lem im Bereich der Nutzung von Kohle auf- 
grund der Tatsache vermieden, daß die gleiche 
Dienststelle die beiden Programme verwaltet. 

35. Bei der Koordinierung mit den einzelstaatli- 
chen Maßnahmen zur Entwicklung der Nutzung 
alternativer Quellen kann sich die Kommission 
befriedigt über die konstruktive Weise äußern, 
in der diese Koordinierung in dem von der Ver- 
ordnung Nr. 1302/78 vorgesehenen Beratenden 
Ausschuß für die Demonstrationsvorhaben vor 
allem bei der Auswahl der gemeinsamen De- 
monstrationsvorhaben erfolgt ist. 

Dennoch müßten die Bemühungen fortgesetzt 
werden, um den Informationsaustausch auf Ge- 
meinschaftsebene und zwischen den Mitglied- 
staaten über die Durchführung einzelstaatli- 
cher Maßnahmen zur Entwicklung der Nutzung 
alternativer Energiequellen zu verbessern (Pro- 
gramme, Ziele, Methoden, Ergebnisse). Dabei 
könnte die Kommission den Austausch dieser 
Informationen gewährleisten. 

Die Mitglieder der Beratenden Ausschüsse ha- 
ben aufgrund ihrer spezifischen Erfahrungen 


und ihrer Aufgaben in ihren jeweiligen einzel- 
staatlichen Behörden der Kommission bei der 
Auswahl der zu berücksichtigenden Projekte 
wertvolle Hilfe geleistet. 

Außerhalb der Sitzungen der Ausschüsse beste- 
hen zwischen den Kommissionsdienststellen 
und den betroffenen einzelstaatlichen Stellen 
praktisch ständige Kontakte. 

36. Die hei der Gemeinschaftsmaßnahme zur Un- 
terstützung der Vorhaben zur Nutzung alterna- 
tiver Energiequellen aufgetretenen Haupt- 
schwierigkeiten beziehen sich auf die Verzöge- 
rungen bei der Aushandlung der Verträge, die 
häufig zur Rücknahme von Vorhaben geführt 
haben, und auf Personalmangel, der nicht nur 
die Arbeiten zur Aushandlung der Verträge, 
sondern auch die finanzielle und technische 
Kontrolle beeinträchtigt. Dieser Personalman- 
gel ist besonders spürbar im Bereich der Erd- 
wärme. 

37. Die Aushandlungen der Verträge wurden durch 
die oft langen Fristen behindert, die die Antrag- 
steller für die Zusendung der zur Ausarbeitung 
der Verträge notwendigen Informationen und 
selbst für die Rücksendung der ihnen zur Unter- 
zeichnung vorgelegten Verträge an die Kom- 
mission brauchten. Verzögerungen ergaben sich 
auch durch Unterbrechungen der Entwick- 
lungsarbeiten und der Arbeiten infolge unzurei- 
chender finanzieller Mittel, Kostenerhöhungen, 
falscher Schätzungen, fehlender lokaler Geneh- 
migungen usw. 

Der Sektor Sonnenwärme wurde besonders 
stark von derartigen Mißlichkeiten aufgrund 
der Vielzahl und der Neuartigkeit der Techni- 
ken der extremen Vielfalt der möglichen An- 
wendungsbereiche und der Unterschiedlichkeit 
der Nutzer betroffen. 

38. Es kam auch vor, daß Vorhaben zurückgezogen 
wurden, insbesondere im Sektor Sonnenener- 
gie, wenn die oben genannten Schwierigkeiten 
so groß wurden, daß sie den Erfolg bestimmter 
Projekte endgültig in Frage stellten. Vor allem 
in zwei Fällen waren die Kommissionsdienst- 
stellen gezwungen, die Vorhaben nicht mehr zu 
berücksichtigen, da es unmöglich war herauszu- 
finden, was die Antragsteller beabsichtigten. 

39. Was die Fristen zwischen der Veröffentlichung 
der Ausschreibungen und dem Beschluß über 
die zu berücksichtigenden Vorhaben betrifft, 
stellte die Kommission fest, daß sich Verzöge- 
rungen akkumulieren können, was die Verwal- 
tung erschwert. Bislang wurden die Ausschrei- 
bungen in hinreichend langen Zeitabständen 
veröffentlicht (zwölf bis 16 Monate, je nach den 
verschiedenen Bereichen), um ein ordnungsge- 
mäßes Anlaufen des Programms zu ermögli- 
chen. Da das Programm jetzt in Gang ist, glaubt 
die Kommission, ihrer Maßnahme nunmehr 
größere Wirksamkeit verleihen zu können, in- 
dem sie zu einem Verfahren übergeht, hei dem 
die Vorhaben ständig vor gelegt werden können, 
insbesondere im Bereich der Erdwärme und der 
Sonnenenergie. In Zukunft können die Vor- 
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Schläge während des ganzen Jahres eingesandt 
werden, ohne den festen Fristen einer regelmä- 
ßigen Ausschreibung unterworfen zu sein. 

Eine eingehende Information über das beste- 
hende Programm wird im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften jährlich veröffent- 
licht werden. Sie wird insbesondere darauf hin- 
weisen, daß die eingesandten Vorschläge je- 
weils halbjährlich geprüft werden. 

Dieses Verfahren wird die Fristen zwischen 
dem Zeitpunkt der Einsendung eines Vorha- 
bens und dem Beschluß der Kommission auf 
vier bis fünf Monate (zur Zeit im Durchschnitt 
acht Monate) verringern. Es wird von den mei- 
sten Mitgliedstaaten und bei anderen Gemein- 
schaftsprogrammen angewandt und tritt ab 
1982 in Kraft. Bei der Vergasung und Verflüssi- 
gung fester Brennstoffe jedoch erweist sich auf- 
grund des Umfangs der Vorhaben und ihrer be- 
schränkten Zahl ein solches Verfahren nicht als 
notwendig. 

40. Die Rückzahlungsklausel und ihre Modalitä- 
teriy die in den Anwendungsverordnungen 
Nr. 727/79, 728/79 und 729/79 für die festen 
Brennstoffe und die Erdwärme und in den Ver- 
trägen festgelegt sind, haben sich im allgemei- 
nen als für die Unterstützungsmaßnahme geeig- 
net erwiesen. 

Was die Finanzierung der Vorhaben betrifft, so 
ist die Kommission der Ansicht, daß die Pro- 
jekte zur Nutzung alternativer Energiequellen 
eine öffentliche Gesamtunterstützung (Gemein- 
schaftsunterstützung -h einzelstaatliche Unter- 
stützung) erhalten können, die, im Gegensatz zu 
den Projekten der Energieeinsparung im Rah- 
men der Verordnung 1303/78, über 50% liegen 
darf. Dies ist aufgrund der oft hohen wirtschaft- 
lichen Risiken gerechtfertigt, die die Nutzung 
dieser Energiequellen charakterisieren. 


IV. Schlußfolgerungen 

Spezifische Schlußfolgerungen nach Bereichen 

A. Vergasung und Verflüssigung fester Brennstoffe 

41. Die Maßnahme im Bereich der Vergasung und 
Verflüssigung fester Brennstoffe wurde aus 
budgetären Gründen um mindestens ein Jahr 
verzögert (1979 beschränkte Verpflichtungser- 
mächtigungen, 1980 Blockierung des Budgets). 
So war es 1979 nicht möglich, mehr als die er- 
sten Phasen von drei Vorhaben zu berücksichti- 
gen. Die zweite sehr viel umfangreichere Serie 
von Vorhaben lief erst Ende 1980/Anfang 1981 
an. 

Aus den vorgenannten Gründen ist es sicherlich 
zu früh, eine Beurteilung der Ergebnisse der 
Vorhaben insgesamt vorzunehmen. Dennoch 
haben die 1978/79 begonnenen drei Vorhaben 
bereits zu technisch vielversprechenden Ergeb- 
nissen geführt (s. Seite 9). 


42. Außerdem war es angesichts der hohen Kosten 
der Demonstrationsvorhaben in diesem Bereich 
(1 000 Mio. ERE für die 35 eingereichten Vorha- 
ben insgesamt) und des beschränkten Finanz- 
plafonds (50 Mio. ERE) nur möglich, die An- 
fangsphasen der 13 ausgewählten Vorhaben zu 
finanzieren (außer in zwei Fällen). Auch mußten 
andere brauchbare Vorhaben zurückgewiesen 
werden. Die Folge ist, daß die Fortsetzung der 
begonnenen Vorhaben ausschließlich von ei- 
nem späteren Finanzierungsbeschluß abhängt. 

43. Die Ergebnisse der zwei Ausschreibungen be- 
weisen das große Interesse der Industrie an der 
finanziellen Unterstützung der Gemeinschaft. 


B. Erdwärme 

44. Das wachsende Interesse öffentlicher und pri- 
vater Investoren an den Vorhaben zur Nutzung 
der Erdwärme in den letzten Jahren ist der 
überzeugendste Beweis für die Bedeutung der 
Gemeinschaftsmaßnahme in diesem Bereich. 
So kann man davon ausgehen, daß mehrere 
Vorhaben in den Mitgliedstaaten aufgrund der 
Veröffentlichung der Ausschreibungen, d. h. in- 
folge des Anreizes durch die Gemeinschaft in 
diesem Bereich, zustande gekommen sind und 
andere, die hinausgezögert wurden, endlich die 
Bedingungen zur Konkretisierung fanden. 

45. Im übrigen sind es die beschränkten zur Verfü- 
gung stehenden Mittel und nicht die Qualität 
der Vorhaben, die die Zahl der Projekte, die eine 
Gemeinschaftsunterstützung erhielten, ein- 
schränkten. Die im Rahmen lediglich der ersten 
beiden Ausschreibungen beantragte Unterstüt- 
zung (104 Mio. ERE) übersteigt bei weitem den 
durch die Verordnung Nr. 726/79 (22,4 Mio. ERE) 
vorgesehenen Betrag. Deshalb konnten die mei- 
sten Vorhaben eine Unterstützung nur für die 
erste Durchführungsphase erhalten, während 
bestimmte, aus technisch-wirtschaftlicher Sicht 
interessantere Vorhaben mit besonders ausge- 
prägtem Modellcharakter eine finanzielle Un- 
terstützung für sämtliche Phasen hätten erhal- 
ten können. 

46. Der Abschluß der Verträge brachte keine beson- 
deren Probleme mit Ausnahme einiger Fälle, in 
denen Verzögerungen eintraten oder zur Zeit 
aufgrund der für die Aufstellung des Arbeitspro- 
gramms erforderlichen Fristen bei Verträgen 
eintreten, die noch ausgehandelt werden. 

47. Eine globale technisch-wirtschaftliche Beurtei- 
lung ist wegen der für diese Vorhaben notwendi- 
gen Durchführungsfristen von 2 bis 5 Jahren je 
nach Projekttyp noch nicht möglich. 

Im allgemeinen sind die Fortschritte bei der 
Durchführung der Vorhaben zufriedenstellend, 
obwohl einige Vorhaben sich vor allem wegen 
der notwendigen Überprüfung im Anschluß an 
die Ergebnisse der ersten Bohrung verzögern. 
Andere Vorhaben dagegen sind bereits oder ge- 
hen im Laufe des Jahres in Betrieb. 
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48. Die Durchführung dieser Vorhaben trägt auch 
zur Entwicklung einer „Erdwärmeindustrie“ in 
der Gemeinschaft bei, die angesichts der be- 
schleunigten Forschungs- und Bohrungspro- 
gramme, die weltweit zunehmen, recht interes- 
sante Absatzmärkte außerhalb der Gemein- 
schaft finden könnte. Und die Gemeinschaft ist 
dabei, bei der Nutzung der Erdwärmevorkom- 
men eine hervorragende Rolle in der Welt zu 
spielen. Die finanzielle Unterstützungsmaß- 
nahme der Gemeinschaft leistete hierzu einen 
entscheidenden Beitrag. 

C. Sonnenenergie 

49. Die Nutzung der Sonnenenergie hat Besonder- 
heiten, die sie deutlich von der Nutzung der an- 
deren alternativen Energiequellen unterschei- 
det, für welche die Verordnung Nr. 1302/78 ur- 
sprünglich bestimmt war: 

— die sehr unterschiedlichen Durchführungs- 
techniken, die sich in Gruppen gliedern, die 
keinerlei Verbindungslinien untereinander 
haben (thermische, thermodynamische, pho- 
tovoltaische, Biomasse . . .), befinden sich auf 
unterschiedlichen Entwicklungsstufen und 
bieten unterschiedliche Entwicklungsaus- 
sichten; 

— die Anwendungsbereiche auch außerhalb 
der Gemeinschaft sind potentiell sehr zahl- 
reich; 

— die Benutzer — und im übrigen auch die 
Hersteller — differieren potentiell sehr 
stark und reichen von der Einzelperson und 
dem Familienbetrieb bis zur Großindustrie; 

— die Sonnenenergie ist unter den alternativen 
Energiequellen die einzige, die überall vor- 
handen ist, wenn auch mit geringer und 
nicht gleichmäßiger Flächendichte ^). 

Die Verbindung einiger dieser Charakteristiken 
erklärt (wie oben bereits erwähnt) zum Teil die 
sich bei der Anwendung der Verordnungen 
1302/78 und 727/79 stellenden Schwierigkeiten; 
aber mit der Zeit werden diese Schwierigkeiten 
geringer werden, und sobald Betriebsergeb- 
nisse vorliegen, wird ein Mitreißeffekt der Ge- 
meinschaftsmaßnahme spürbar werden, was 
heute noch nicht der Fall ist. 

50. Um diesen Mitreißeffekt unter Berücksichti- 
gung der oben aufgezählten Besonderheiten zu 
verstärken, ist es notwendig zu ermitteln, wie 
für jede Durchführungstechnik, für jeden An- 
wendungsbereich und für jeden Benutzertyp 
die entsprechende Information besser verbrei- 
tet werden kann 2 ). Insbesondere der dezentrale 

Dies trifft auch auf die Windenergie zu, eine der direk- 
ten Erscheinungsformen der Sonnenenergie. 

2) Im Gegensatz zur Sonnenenergie sind die Erdwärme 
und die Verflüssigung/Vergasung von Kohle Diszipli- 
nen, deren Durchführung von einer beschränkten Zahl 
von Stellen und spezialisierten Unternehmen vorge- 
nommen wird — selbst wenn der Endnutzer der Mieter 
eines kleinen Appartements oder der Fahrer eines 
Kleinwagens ist. 


Charakter der Sonnenenergie, der in mancher 
Hinsicht als Vorteil angesehen wird, könnte un- 
ter anderen Aspekten ein Hemmnis für die Ent- 
wicklung dieser Energie darstellen. Um dieses 
Hindernis zu überwinden, ist es wahrscheinlich 
notwendig, eine größere Konzertierung zwi- 
schen den Maßnahmen zu gewährleisten, die 
auf den verschiedenen — Gemeinschafts-, natio- 
nalen, regionalen, lokalen oder branchenspezifi- 
schen — Ebenen durchgeführt werden. 

Die Kommission, die dieses Thema eingehend 
im Beratenden Ausschuß für die Demonstra- 
tionsvorhaben im Bereich der Sonnenenergie 
beraten will, ist der Ansicht, daß die im Hinblick 
auf die mit Sonnenenergie beheizten Schwimm- 
bäder eingeleitete Maßnahme ein erster Schritt 
in Richtung auf diese Konzertierung ist. 

Ganz allgemein lassen sich die nachstehenden Schlußfol- 
gerungen ziehen 

51. Die Nutzungsmöglichkeiten alternativer Ener- 
giequellen wie der Vergasung und Verflüssi- 
gung fester Brennstoffe, der Erdwärme und der 
Sonnenenergie sind in der Gemeinschaft erheb- 
lich. Häufig sind mit den Investitionen in diesen 
Bereichen solche Risiken verbunden, daß sie die 
Durchführung der Vorhaben verhindern oder 
verzögern. Der durch die gemeinsame Unter- 
stützungsmaßnahme gelieferte Anreiz wurde 
sehr positiv aufgenommen und die Ingangset- 
zung oder Beschleunigung der Nutzung dieser 
Energiequellen ist erfolgt. 

52. Wenn die Vorhaben, die eine Gemeinschaftsun- 
terstützung erhalten haben, kommerziellen Er- 
folg haben, wird die Multiplikatorwirkung der 
Industrialisierung eine gewisse Erleichterung 
im Bereich der Energieversorgung der Gemein- 
schaft bringen. Unter Berücksichtigung der um- 
fangreichen Kohlereserven (426 Mio. t SKE) 
würde die Untertage-Vergasung die Deckung ei- 
nes erheblichen Teils der Gasnachfrage ermög- 
lichen. Bei der Erdwärme könnten ab 1990 eine 
Million Wohnungen durch diese Energiequelle 
beheizt werden, wodurch einige Millionen Ton- 
nen Erdöl substituiert würden. 

53. Die globale Beurteilung der technischen und 
wirtschaftlichen Ergebnisse der ausgewählten 
Vorhaben steht noch nicht zur Verfügung, da die 
meisten Vorhaben noch nicht fertiggestellt sind. 
Dennoch sind die vorläufigen Ergebnisse der 
fortgeschrittensten Projekte vielversprechend 
und bei mehreren ist die kommerzielle Nutzung 
gewährleistet. 

54. Die große Beteiligung an den Ausschreibungen 
ist der beste Beweis für das Interesse, das die fi- 
nanzielle Unterstützung der Gemeinschaft an 
den Vorhaben zur Nutzung alternativer Ener- 
giequellen sowohl beim öffentlichen wie beim 
privaten Sektor findet. 

55. Die zur Verfügung stehenden Mittel und nicht 
die Qualität der Vorhaben haben die Zahl der 
Projekte, die eine Gemeinschaftsunterstützung 
erhalten haben, beschränkt. Bei einigen Projek- 
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ten wurde im übrigen die Unterstützung wegen 
der hohen Kosten auf die Anfangsphasen be- 
schränkt und ihre Fortsetzung hängt von einem 
Beschluß über die spätere Finanzierung ab. 

56. Dies trifft vor allem für die Vergasung und die 
Verflüssigung fester Brennstoffe zu, wo die Pro- 
jekte umfänglich, kostspielig und von langer 


Durchführungsdauer sind, in geringerem Maße 
auch für die Erdwärme. 

57. Unter Berücksichtigung dieser Überlegungen 
ist die Kommission der Ansicht, daß die dem 
Rat vorgeschlagene Aufstockung des finanziel- 
len Rahmens (vgl. KOM(80)567) gerechtfertigt 
ist. 
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i. Einieitung 

1. Am 12. Juni 1978 hat der Rat der Europäischen 
Gemeinschaften die Verordnung (EWG) 
Nr. 1303/78 über die Gewährung einer finanziel- 
len Unterstützung für Demonstrationsvorhaben 
zxir Energieeinsparung erlassen. Diese Verord- 
nung hat eine Geltungsdauer von vier Jahren 
xmd ist am 9. April 1979 in Kraft getreten, nach- 
dem der Rat die Verordnung Nr. 725/79 verab- 
schiedet hatte, mit der die Haushaltsdotierung 
für das Programm auf 55 Mio. ECU festgesetzt 
wurde. 

2. Die in diesen Verordnungen vorgesehene finan- 
zielle Unterstützung soll die Durchführung ge- 
meinschaftlicher Demonstrationsvorhaben för- 
dern, die durch Einsatz neuer Ausrüstungen, 
Verfahren oder Erzeugnisse eine wesentliche 
Verbesserimg der Ausnutzimg der verwendeten 
Energie ermöglichen. Betroffen werden davon 
die meisten Wirtschaftsbereiche, insbesondere 
Bauwesen und Fernheizung, Verkehrswesen, 
Wärme/ Kraft-Kopplung, Wärmepumpen, ver- 
schiedene Industrieprozesse, Abfallverwertung, 
Landwirtschaft xmd Biomasse sowie die Ener- 
gieerzeugung selbst. 


II. Durchführung 

3. Seit Erlaß der Verordnung Nr. 1303/78 sind drei 
Ausschreibungen, und zwar am 4. Juli 1978, am 
26. September 1979 und am 15. Januar 1981, ver- 


öffentlicht worden. Die Finanzierungsentschei- 
dungen sind am 29. November 1978, am 6. März 
1979 und am 29. Juli 1980 ergangen. Sie betref- 
fen 113 Vorhaben, die Investitionen von 165 Mio. 
ECU und einen Beitrag der Gemeinschaft in 
Höhe von 45 Mio. ECU erfordern, was einem 
durchschnittlichen Beteiligungssatz von 27% 
entspricht. 

4. Bei der Berechnung der gemeinschaftlichen Un- 
terstützung geht die Kommission nicht immer 
von den Gesamtkosten des Vorhaben aus, son- 
dern in manchen Fällen von den Mehrkosten 
gegenüber einer herkömmlichen Anlage oder 
von den Kosten des Teiles des Projekts, der eine 
Neuerung darstellt. 

5. Das Verfahren, nach dem die Kommission die 
Verordnung anwendet, ist in Anlage 1 schema- 
tisch dargestellt Es umfaßt im wesentlichen 
drei Phasen: 

— die Ausschreibung, 

— die Beurteilung der Zuschußanträge (in Ab- 
stimmung mit dem Beratenden Programm- 
ausschxiß) und die Entscheidung der Kom- 
mission über die zu gewährende Unterstüt- 
zxing, 

— den Abschluß und die Verwaltung der Ver- 
träge. 

Der zeitliche Ablauf dieser Phasen ist für die 
beiden ersten Vorhabens- Serien in Anlage 2 zu- 
sammenfassend dargestellt. 

6. Am 29. November 1978 und am 6. März 1979 hat 
die Kommission beschlossen, für eine erste Li- 
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ste von 53 Demonstrationsvorhahen zur Ener- 
gieeinsparung, die aus den auf die Ausschrei- 
bung vom 4. Juli 1978 hin eingereichten 326 Vor- 
schlägen ausgewählt wurden, eine finanzielle 
Unterstützung zu gewähren. Der finanzielle 
Beitrag belief sich auf insgesamt 21,6 Mio. ERE, 
und die entsprechenden Investitionen betrugen 
rund 80 Mio. ERE. 

7. Für 39 dieser Vorhaben wurden Kontrakte zwi- 
schen der Kommission und dem jeweiligen Ver- 
tragspartner unterzeichnet. Die übrigen 14 Vor- 
haben wurden von den Antragstellern zurück- 
gezogen^); die hierfür vorgesehenen Mittel 
(4,4 Mio. ERE) wurden bei der zweiten Aus- 
schreibung wiederverwendet. 

8. Am 29. Juli 1980 hat die Kommission über die 
zweite Liste von Vorhaben, für die eine finan- 
zielle Unterstützung gewährt wird, beschlossen. 
Diese Liste umfoißt 60 Demonstrationsvorha- 
ben, die aus den auf die Ausschreibung vom 
26. September 1979 hin eingereichten 304 Vorha- 
ben ausgewählt wurden, sowie einen Zusatz zu 
einem der im Rahmen der ersten Ausschrei- 
bung vorgesehenen Projekte. 

9. Der finanzielle Beitrag belief sich auf insgesamt 
27,2 Mio. ERE und die entsprechenden Investi- 
tionen betrugen rund 88,5 Mio. ERE. 

10. Bis zum 15. April 1981 hat die Kommission für 
diese 60 Vorhaben 4 Verträge abgeschlossen. 
6 Vorhaben wurden von den Antragstellern zu- 
rückgezogen 2 ). Die Verhandlungen über die an- 
deren Vorhaben kommen gut voran. 

11. Der Stand der Verträge geht aus einer zusam- 
menfassenden Darstellung jedes der 93 laufen- 
den Vorhaben in einem diesem Bericht ergän- 
zenden Dokument hervor. In dieser Darstellung 
sind Nummer und Bezeichnung des Vorhabens, 
Name und Anschrift des Antragstellers, die 
Höhe der Investition und der finanziellen Un- 
terstützung der Gemeinschaft sowie der Ab- 
wicklung des Vertrags auf geführt. 

Es ist damit zu rechnen, daß 25 Vorhaben vor 
Ende 1982 abgeschlossen werden. Die Ergeb- 
nisse im Zusammenhang mit 15 weiteren Vor- 
haben werden Ende 1983 vorliegen. 


III. Stand der Mittel 

12. Der Höchstbetrag der nach der Verordnung 
Nr. 1303/78 zu gewährenden Beihilfe ist auf 
55 Mio. ECU festgesetzt worden (Verordnung 
[EWG] Nr. 725/79 des Rates). 

13. Die von der Kommission bisher genehmigten 
Vorhaben erfordern einen finanziellen Beitrag 
von 45 Mio. ECU. Der bis zum Plafonds verblei- 
bende Differenzbetrag von 10 Mio. ECU ist in 


1) EE/013/79; EE/020/79; EE/042/79; EE/062/79; EE/070/79; 
EE/189/79; EE/200/79; EE/221/79; EE/233/79; EE/270/79; 
EE/006/79; EE/050/79; EE/087/79; EE/219/79; 

2) EE/033/80; EE/114/80; EE/128/80; EE/212/80; EE/240/80; 
EE/249/80; 


den im Haushaltsplan 1981 eingesetzten 24 Mio. 
ECU Verpflichtungsermächtigungen enthalten. 

14. Für die bisher Unterzeichneten 63 Vorhaben hat 
die Kommission 30,4 Mio. ECU gebunden. Der 
Restbetrag soll vor Ende des laufenden Jahres 
gebunden werden. 

15. Was die Zahlungsermächtigungen betrifft, so 
hat die Kommission bisher 8 Mio. ECU ausge- 
zahlt, und es wird damit gerechnet, daß im 
Laufe des Jahres 1981 etwa 16 Mio. ECU gezahlt 
werden. Der Abstand zwischen den Verpflich- 
tungsermächtigungen und den Zahlungser- 
mächtigungen erklärt sich aus der Zeit, die die 
Durchführung der Vorhaben in Anspruch 
nimmt (im Durchschnitt zwei bis vier Jahre), 
und daraus, daß die finanzielle Unterstützung 
der Gemeinschaft zu 30% zu Beginn der Arbei- 
ten, zu 50% im Zuge des Fortschreitens der Ar- 
beiten und zu 20 % bei Genehmigung der Schluß- 
berichte gezahlt wird. 

16. Eine zusammenfassende Übersicht über den 
Stand der Mittel ist in Anlage 3 enthalten. 


IV. Erläuterungen 

A. Kriterien für die Auswahl der Vorhaben 

17. Bei der Beurteilung der Vorhaben wurde eine 

Reihe von Kriterien zugrunde gelegt, von denen 

insbesondere zu nennen sind: 

— das Interesse unter dem Gesichtspunkt der 
technologischen Innovation; 

— die technische Brauchbarkeit; 

— die Risiken im Zusammenhang mit der 
Durchführung des Vorhabens; 

— die Aussichten auf industrielle und kommer- 
zielle Lebensfähigkeit; 

— der Demonstrationseffekt; 

— der potentielle Markt und die Möglichkeit 
zur Verbreitung der Ergebnisse. 


B. Verteilung der Vorhaben 

18. Anlage 4 enthält Angaben zur Verteilung der im 
Rahmen der ersten beiden Ausschreibungen 
eingegangenen Vorschläge und ausgewählten 
Vorhaben nach Sektoren, nach Ländern, nach 
Größe und nach Art der Antragsteller. 

19. Diese Daten lassen inbesondere erkennen, daß 
der Sektor „industrielle Verfahren“ in bezug axif 
die Zahl der ausgewählten Vorhaben deutlich 
an der Spitze steht und auch den größten Teil 
der gemeinschaftlichen Mittel (37,5%) erhalten 
hat, was auf eine verhältnismäßig bessere Qua- 
lität der für diesen Sektor eingereichten Vor- 
schläge schließen läßt. Das gleiche gilt für den 
Sektor „Wärmepumpen“. Auf den Sektor „Bau- 
wesen“ dagegen entfallen nur 12% der ausge- 
wählten Vorhaben und 20 % der eingegangenen 
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Vorschläge. Es folgen die Sektoren „Wärme/ 
Kraft-Kopplung und Fernheizung“ und „Fließ- 
bett“, deren Vorhaben weit größere Ausmaße 
haben als die der anderen Bereiche, wodurch 
der umfangreiche Investitionsbedarf dieser 
Sektoren unterstrichen wird. 

20. Obwohl einige Großvorhaben einen großen Teil 
der finanziellen Unterstützung durch die Ge- 
meinschaft in Anspruch genommen haben, han- 
delt es sich bei den meisten ausgewählten Vor- 
haben um kleine Projekte. So erfordern mehr 
als 80 % der ausgewählten Vorhaben Investitio- 
nen von weniger als 2,2 Mio. ECU. 

21. Über die Hälfte der ausgewählten Vorhaben 
sind von Großunternehmen oder bedeutenden 
multinationalen Gruppen eingereicht worden 
(42% der Zuschußanträge), während nur 15% 
von kleinen und mittleren Unternehmen 
stammten. Die Kommission wird sich bemühen, 
die kleinen und mittleren Unternehmen besser 
zu informieren, so daß sich diese stärker an dem 
Programm beteiligen können. 


C, Einige Beispieie 

22. Von den ausgewählten Vorhaben, für die bereits 
ein Vertrag unterzeichnet worden ist, seien hier 
die folgenden axifgeführt, da sie als signifikant 
in bezug auf die tatsächlichen oder potentiellen 
Energieeinsparungen und ihren kommerziellen 
oder sozialen Effekt gelten können. 

— Das Vorhaben Nr. EE/074/80, das von USI- 
NOR eingereicht wurde, besteht in der Rück- 
gewinnung von Konvertergas im Stahlwerk 
des Unternehmens in Dünkirchen. Diese 
Technologie, die in Japan bereits angewandt 
wird, soll im Rahmen des Projekts Energie- 
einsparungen von 90 000 1 RÖE ermögli- 
chen. 

— Bei dem Vorhaben Nr. EE/001/80, das von 
der Gebrüder Löhlein KG eingereicht wurde, 
handelt es sich darum, einen Ziegelbrenn- 
ofen, der gegenwärtig mit Öl betrieben wird, 
auf Kohle umzustellen. Es wird Energieein- 
sparungen von 60 % (d. h. 1 300 t RÖE pro 
Jahr) sowie den Ersatz von Öl durch Kohle 
ermöglichen. 

— Das Vorhaben Nr. EE/235/79, das von Bat- 
chelor & Robinson vorgeschlagen wurde und 
dessen Vertrag von Foster Wheeler über- 
nommen worden ist, sieht vor, eine Fabrik 
zur Pyrolyse alter Autoreifen zwecks Her- 
stellung von Heizöl zu errichten. Im Rahmen 
des Vorhabens wird mit Energieeinsparun- 
gen von 30 000 1 RÖE pro Jahr gerechnet. 

— Bei dem Vorhaben Nr. EE/231/80, das von 
Officine Termotecniche BREDA eingereicht 
wurde, geht es darum, in verschiedenen ita- 
lienischen Städten 700 neuartige Kessel von 
verschiedener Größe und mit hohem Wir- 
kungsgrad (mehr als 91%), sogenannte 
„Blueflam 91“, zu installieren. Diese Art von 
Kesseln sind ein großer Erfolg auf dem ita- 


lienischen und europäischen Markt, und 
eine große Anzahl davon sind, den Angaben 
des Vertragspartners zufolge, vor allem in 
Belgien bereits installiert worden. 

— Das Vorhaben Nr. EE/121/79, das von der 
Stadt Svendborg eingereicht wurde, besteht 
darin, ungefähr 600 Haushalte mit Fernhei- 
zung durch Verbrennung von Stroh zu ver- 
sorgen, das von den Landwirten selbst bei 
der Sammelstelle angeliefert wird. Die An- 
lage hat eine Leistung von 9 MW, und die 
Energieeinsparungen betragen etwa 6 000 t 
RÖE pro Jahr. Eine andere dänische Ge- 
meinde, nämlich Silkeborg, hat bereits be- 
schlossen, die gleiche Technologie anzuwen- 
den. 

— Das Vorhaben Nr. EE/043/80, das von 
Spach & Co. eingereicht wurde, ist axif- 
schlußreich für die Möglichkeiten kleiner 
Gesellschaften. Es handelt sich um die Er- 
richtung eines Mini-Wasserkraftwerks an ei- 
nem Wasserfall von 3 Metern zum Antrieb 
einer Wärmepumpe für die Beheizung eines 
Hotels. Die Leistung beträgt 60 kW, und die 
Energieeinsparungen belaufen sich auf rund 
50 1 RÖE pro Jahr. 


D. Verfahren 

23. Die Koordinierung mit dem entsprechenden 
Forschungs- und Entwicklungsprogramm der 
Gemeinschaft ist während der Durchführung 
des Demonstrationsprogramms stets in befrie- 
digender Weise gewahrt worden. 

In diesem Zusammenhang sei hervorgehoben, 
daß mehrere Vorhaben, die von der Gemein- 
schaft im Demonstrationsstadium unterstützt 
wurden, die natürliche Fortsetzung einer im 
Rahmen dieses Forschungs- und Entwicklungs- 
programms finanzierten Forschungsphase dar- 
stellten ^). 

24. Die gleiche konstruktive Koordinierung war 
auch zwischen den Demonstrationsprogram- 
men „Energiesparen“ und „Alternative Energie- 
quellen“ zu verzeichnen. 

25. Nationale Programme gleicher Art bestehen in 
Frankreich, Deutschland, den Niederlanden 
und dem Vereinigten Königreich. In anderen 
Mitgliedstaaten werden Demonstrationsvorha- 
ben im Rahmen der Innovationsförderung un- 
terstützt. Im allgemeinen sind die Mitgliedstaa- 
ten dabei, ihre nationalen Programme finanziel- 
ler Beihilfen für Demonstrations- und Innova- 
tionsvorhaben aufrechtzuerhalten oder zu ver- 
stärken. Nach Ansicht der Kommission sind die 
nationalen Programme hinsichtlich der gewähr- 
ten Konditionen mitunter attraktiver als das 
Gemeinschaftsprogramm. 

Einige Mitgliedstaaten konzentrieren ihre fi- 
nanziellen Anstrengungen auf bestimmte Be- 
reiche wie die Rückgewinnung der Wärme aus 

1) EE/035/79; EE/049/79; EE/068/79; EE/174/79. 
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Industrieprozessen oder die Entwicklung mo- 
derner Kessel für die Hausheizung; in diesen 
Fällen bildet das Gemeinschaftsprogramm eine 
nützliche Ergänzung. 

26. Die Kommission kann mit der Koordinierung 
zwischen diesen Programmen und dem Ge- 
meinschaftsprogramm im allgemeinen zufrie- 
den sein. 

Sie ist jedoch der Ansicht, daß größere Anstren- 
gungen unternommen werden müßten, um ei- 
nen rascheren und systematischeren Informa- 
tionsaustausch zu gewährleisten, wie er übri- 
gens in der Entschließung des Rates vom 9. Juni 
1980 verlangt wird^). 

Diese Informationen müssen vor allem folgen- 
des betreffen: 

— die mit den nationalen Programmen erreich- 
ten Ergebnisse, deren Verbreitung in andere 
Mitgliedstaaten die Kommission überneh- 
men würde; 

— die vorgeschlagenen oder vorgenommenen 
Änderungen an den Zielen, den Kriterien 
und den Organisationsmethoden der natio- 
nalen Programme und die Verabschiedung 
neuer Programme; 

— die nationale Finanzierung der Vorhaben, zu 
denen die Kommission eine finanzielle Bei- 
hilfe gewährt hat 2 ). 

27. Bezüglich der Beziehungen zur EIB ist festzu- 
stellen, daß während des gesamten Programms 
eine Koordinierung stattgefunden hat. Nach je- 
der Finanzierungsentscheidimg hat die Kom- 
mission der EIB Projekte zugeleitet, die für eine 
Finanzierung oder Mitfinanzierung durch die 
Bank in Betracht kamen. Soweit der Kommis- 
sion bekannt ist, sind in einigen Fällen Kon- 
takte zwischen der EIB und dem Antragsteller 
im Hinblick auf einen etwaigen Darlehensver- 
trag atifgenommen worden. 

28. Wie aus den Abschnitten 11.7 und ILIO hervor- 
geht, sind von den Antragstellern bisher 20 Vor- 
haben zurückgezogen worden. 

Verschiedene Gründe haben dazu veranlaßt, auf 
die Durchführung der Vorhaben zu verzichten. 
In den meisten Fällen handelte es sich um Pro- 
bleme bei der Restfinanzierung der Investitio- 
nen; in anderen Fällen war die Rückzahlungs- 
klausel zum Zeitpunkt der Vorlage des Antrags 
nicht hinreichend verstanden worden, und man- 
che Vertragspartner haben wesentliche Ände- 
rungen an den Vorhaben vorgenommen, so daß 
die Kommission diese nicht mehr unterstützen 
konnte. 

29. Die Kommission hat die Möglichkeit geprüft, 
das Budget für dieses Programm sektorweise 
zuzuteilen. 

Mit einer solchen sektoralen Zuweisung könnte 
man erreichen, daß die Verteilung der ausge- 
wählten Vorhaben die Programmziele in bezug 


1) ABI. EG Nr. C 149 vom 18. Juni 1980. 

2) EE/120/79; EE/121/79; EE/193/79; EE/217/79; EE/043/80. 


atif das Gewicht der einzelnen Sektoren besser 
wider spiegeln würde. Ihr Nachteil bestünde al- 
lerdings darin, daß der Prozeß der Beurteilung 
und Auswahl der Vorhaben an Flexibilität ein- 
büßen und komplizierter würde. Nach Ansicht 
der Kommission sollte man im derzeitigen Sta- 
dium eine solche Änderung nicht vorschlagen, 
doch behält sie sich vor, im Lichte künftiger Er- 
fahrungen auf diesen Punkt zurückzukom- 
men. 

30. Was die Zeitspanne zwischen der Veröffentli- 
chung der Ausschreibungen und der Entschei- 
dung über die Vorhaben anbelangt, so hat die 
Kommission festgestellt, daß gewisse kumu- 
lierte Verzögerungen eintreten konnten. Die 
bisherigen drei Ausschreibungen hat sie in 
ziemlich großen Abständen (14 bis 16 Monate) 
veröffentlicht, damit das Programm ordnungs- 
gemäß anlaufen konnte. Da es nunmehr in nor- 
malem Tempo abgewickelt wird, hat die Kom- 
mission verschiedene Möglichkeiten geprüft, 
um ihre Aktion wirksamer zu gestalten. 

31. Sie hat sich für ein Verfahren entschieden, nach 
dem die Vorhaben laufend eingereicht werden 
können. Künftig wird mit einer Ausschreibung 
Anfang des Jahres bekanntgegeben, daß die 
Vorschläge das ganze Jahr über eingereicht 
werden können und in der Reihenfolge ihres 
Eingangs geprüft werden. Die Kommission wird 
über diese Vorschläge alle vier Monate ent- 
scheiden. Mit Hilfe eines solchen Verfahrens 
wird sich die Zeit zwischen der Vorlage eines 
Vorhabens und der Entscheidung der Kommis- 
sion von gegenwärtig acht Monaten atif vier bis 
fünf Monate verkürzen. Dieses Verfahren, das 
von den meisten Mitgliedstaaten und bei ande- 
ren Gemeinschaftsprogrammen befolgt wird, 
soll bereits 1982 in Kraft treten. 

32. Die Rückzahlungsklausel ist von den etwaigen 
Antragstellern oder von den Vertretern der Mit- 
gliedstaaten häufig angefochten worden. Für 
die Rückzahlung gelten übrigens unterschiedli- 
che Bedingungen je nachdem, ob es sich um die 
Verordnung Nr. 1302/78 , Älternative Energie- 
quellen“ oder Nr. 1303/78 „Energieeinsparun- 
gen“ handelt. 

Um den größten Schwierigkeiten abzuhelfen, 
verlangt die Kommission — für Vorhaben im 
Bereich der Energieeinsparungen — eine Rück- 
zahlung nur bei Erfolg des Vorhabens; außer- 
dem wird für den Teil der Unterstützung, der die 
Kosten der Meß-Kampagne betrifft, keine 
Rückzahlung gefordert. Diese Formulierung ist 
jedoch noch nicht zufriedenstellend und gibt 
Anlaß zu unterschiedlichen Interpretationen. 

Nach Ansicht der Kommission behalten die in 
der Verordnung Nr. 1303/78 hierfür aufgestell- 
ten grundlegenden Kriterien ihre Gültigkeit: 
Die gesamte öffentliche Unterstützung darf 
nicht die Mehrheit ausmachen, und eine Rück- 
zahlung muß für einen Teil des gemeinschaftli- 
chen Beitrags verlangt werden, um die Qualität 
der Anträge zu garantieren. Es ist jedoch ange- 
zeigt, die Rückzahlungsbedingungen zu lockern 
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und gleichzeitig an die im Rahmen der Anwen- 
dung der Verordnung Nr. 1302/78 vorgesehenen 
Bedingungen sowie an die Praxis der meisten 
Mitgliedstaaten anzugleichen. 

33. So hat die Kommission kürzlich beschlossen, 
daß im Erfolgsfalle eine Rückzahlung nur für 
50 % der gewährten finanziellen Unterstützung 
gefordert werden soll; übersteigen die Kosten 
der Meß-Kampagne jedoch den nichtrückzahl- 
baren Teil, dann übernimmt die Kommission 
diese zusätzlichen Kosten insoweit, wie der 
nichtrückzahlbare Teil insgesamt nicht mehr 
als 75% der gewährten finanziellen Unterstüt- 
zung ausmacht ^ ). 

In der Verordnung heißt es, die gemeinschaftli- 
che Unterstützung solle 25 bis 49% der Investi- 
tionskosten des Vorhabens ausmachen, und 
man solle dabei alle beantragten oder gewähr- 
ten nationalen oder gemeinschaftlichen Beihil- 
fen einschließen. Ob diese Bestimmung in der 
Praxis genau eingehalten wird, läßt sich sehr 
schwer nachprüfen. Die Kommission möchte 
sich dessen jetzt vergewissern. Diese Nachprü- 
fung kann nur zum Zeitpunkt der Vertrags- 
unterzeichnung erfolgen. 

Berücksichtigt werden sollen lediglich die Bei- 
hilfen, die von nationalen Programmen im Be- 
reich der Energieeinsparungen gewährt wer- 
den. Künftig wird in der Ausschreibung präzi- 
siert, daß sämtliche gewährten Beihilfen nicht 
mehr als 49 % des Gesamtbetrags der Investition 
ausmachen dürfen und daß die Einhaltung die- 
ser Bestimmung zum Zeitpunkt der Vertrags- 
unterzeichnung nachgeprüft wird. Diese Klau- 
sel wird in dem Kontrakt wiederholt, den der 
Vertragspartner unterzeichnet. 

34. Die Durchführung des Programms hat zu einer 
administrativen Überlastung der Kommissions- 
dienststellen insbesondere im Zusammenhang 
mit den Phasen der Ausschreibung und vor al- 
lem der Kontrolle an Ort und Stelle, einschließ- 
lich der finanziellen Kontrolle, geführt; um die- 
sen Arbeitsanfall zu normalisieren und eine 
bessere Verwaltung der Anträge und Verträge 
zu gewährleisten, hat die Kommission eine 
Pilotstudie zwecks Einführung eines Informa- 
tiksystems für die Verwaltung eingeleitet. Sind 
die Ergebnisse zufriedenstellend, dann soll das 
System endgültig eingeführt und auf die ande- 
ren Demonstrationsprogramme ausgedehnt 
werden. 

35. Nachdem das Demonstrationsprogramm einen 
guten Entwicklungsstand erreicht hat, luird die 
Kommission ihre Bemühungen um die Verbrei- 
tung der Ergebnisse intensivieren. Zu diesem 
Zweck plant die Kommission eine komplette, re- 
gelmäßig zu ergänzende Dokumentation über 
den Stand des Programms und die erzielten Er- 
gebnisse, Diese Dokumentation soll umfassen: 


Die gegenwärtig geltenden Regeln finden axif alle im 
Anschliiß an die ersten drei Ausschreibungen ausge- 
wählten Vorhaben weiterhin Anwendung. 


— technische Blätter für jedes einzelne Vorha- 
ben (ein Beispiel ist in Anlage 5 aufge- 
führt), 

— eine vierteljährliche Veröffentlichung 
(„newsletter“) mit einem Bericht über das 
Programm, 

— eintägige Seminare für die verschiedenen 
Vertragspartner, die im gleichen Sektor ar- 
beiten, 

— europäische Konferenzen, auf denen die na- 
tionalen und gemeinschaftlichen Erfahrun- 
gen gegenübergestellt werden können. 

Die Kommission plant, die erste dieser Konfe- 
renzen im Jahre 1982 zu veranstalten. 

Die oben geschilderte Dokumentation wird er- 
möglichen, die erzielten Ergebnisse zu verbrei- 
ten und dem Programm eine angemessene 
Publizität zu sichern. 

36. Die Probleme der Entwicklungsländer sollen 
berücksichtigt werden, und man wird diesen 
Ländern die sie interessierenden Ergebnisse so- 
weit wie möglich mitteilen. 


V. Schlußfolgerungen 

37, Die Energieeinsparungen, die sich aus der An- 
wendung der Verordnung (EWG) Nr. 1303/78 im 
Rahmen der bisher ausgewählten Vorhaben er- 
geben könnten, lassen sich aufgrund der Daten 
der Verträge und der Zwischenberichte auf 
470 000 Tonnen RÖE pro Jahr veranschlagen, 
was bei einer gewährten Unterstützung von 
rund 45 Mio. ECU einer durchschnittlichen Un- 
terstützung von 95 ECU je eingesparte Tonne 
RÖE pro Jahr entspricht. 

Die Vorhaben im Bau- und Verkehrssektor er- 
fordern relativ umfangreichere Investitionen 
im Vergleich zu den erzielten Energieeinspa- 
rungen. Sie umfassen nämlich sehr hohe Meß- 
Kosten und betreffen Einheiten, die wenig 
Energie verbrauchen. Diese Einheiten (Ge- 
bäude und Kraftfahrzeuge) sind jedoch reprä- 
sentativ für einen bedeutenden Bestand, und es 
ist damit zu rechnen, daß die Vorhaben andere 
ähnliche Projekte nach sich ziehen werden. 

38, Diese Schätzungen sollen in regelmäßigen Zeit- 
abständen revidiert werden, um den Ergebnis- 
sen der abgeschlossenen Vorhaben und den 
neuen Verpflichtungen Rechnung zu tragen. Die 
durch das Programm bewirkten Energieeinspa- 
rungen werden viel größer sein als die oben ge- 
schätzten, und zwar wegen der Verbreitung der 
Techniken, die mit den Vorhaben demonstriert 
und eingeführt werden, die wie alle Demonstra- 
tionsprogramme einen Multiplikatoreffekt ha- 
ben. 

39, Die Beteiligung an dem Programm war sehr 
umfangreich. Für die ersten beiden Ausschrei- 
bungen hat die Kommission zusammen rund 
650 Anträge auf Unterstützung von Vorhaben 
erhalten, deren Investitionsaufwand sich auf 
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insgesamt etwa 1,5 Mrd. ECU belief. Über die 
Veröffentlichung der dritten Ausschreibung ist 
in der Presse der Mitgliedstaaten ausführlich 
berichtet worden. Ende Mai 1981 waren bei der 
Kommission bereits rund 350 Anträge auf Un- 
terstützung eingegangen. 

40. Die ausgewählten Vorhaben betreffen das ge- 
samte Spektrum der Sektoren, in denen bedeu- 
tende Energieeinsparungen möglich sind, mit 
Schwergewicht auf dem Industriesektor, der 
eine hohe Beteiligung aufweist. Die Beteiligung 
der Kommunen, Forschungszentren und Genos- 
senschaften war geringer, was sich vor allem 
daraus erklärt, daß ihnen in ihrem Lande im all- 
gemeinen bessere Finanzierungsmöglichkeiten 
geboten werden, sowie aus der Notwendigkeit, 
die gemeinschaftliche Beihilfe im Falle eines 
kommerziellen Erfolgs zurückzuzahlen. Die 
kleinen und mittleren Unternehmen waren 
schwach repräsentiert, da ihnen die Informatio- 
nen über die Gemeinschaftsprogramme erst mit 
einer gewissen Verspätung zugehen und da ihre 
technischen Ressourcen nicht ausreichen. Es ist 
jedoch festzustellen, daß ihre Beteiligung anläß- 
lich der zweiten Ausschreibung beträchtlich zu- 
genommen hat. 

41. Die Beurteilung eines Programms muß norma- 
lerweise eine Analyse der technischen und wirt- 
schaftlichen Ergebnisse der Vorhaben enthal- 
ten, für die eine finanzielle Unterstützung ge- 
währt worden ist. Da der Anwendungszeitraum 
der Verordnung jedoch kürzer war als die Zeit 
der Durchführung der meisten Vorhaben, ist 
eine Gesamtbeurteilung noch nicht möglich. So 
ist bisher nur ein einziges Vorhaben abgeschlos- 
sen worden ^). Hierbei ist zu unterstreichen, daß 
dieses Vorhaben zu einem kommerziellen Er- 


Vorhaben EE/022/79; es handelt sich um ein Fließbett 
für die Verbrennung saurer Teerabfälle sowie die Erzeu- 
gung von Dampf mit Hilfe eines neuartigen Kessels (De- 
borah Fluidised Bed). 


folg geführt hat. Das Ergebnis der Anwendung 
des Programms kann folglich zunächst nur 
nach der Beteiligung der Unternehmen und Or- 
ganisationen der einzelnen Mitgliedsländer und 
nach dem Interesse, das es erweckt hat, beur- 
teilt werden. Außerdem ist die Kommission im 
derzeitigen Stadium nicht in der Lage, eine 
punktuelle Beurteilung des Eindringens der 
neuen Technologien vorzunehmen; sie wird, ge- 
stützt auf die im Rahmen der Programme eini- 
ger Mitgliedstaaten bereits erzielten Ergebnis- 
se, geeignete Untersuchungen anstellen. 

42. Auf der Grundlage der Erfahrungen, die in den 
zwei Jahren der Durchführung des Demonstra- 
tionsprogramms gesammelt wurden, sowie an- 
gesichts der lebhaften Beteiligung und des In- 
teresses, das sowohl beim öffentlichen als auch 
beim privaten Sektor geweckt wurde, kann die 
Kommission folgende Schlüsse ziehen: 

— Das Innovationspotential im Bereich der 
Energieeinsparungen in der Gemeinschaft 
ist groß; auf dem Gebiet der Entwicklung 
und Demonstration neuer energiesparsa- 
merer Technologien oder Ausrüstungen 
herrscht eine recht ausgedehnte Tätigkeit, 
auch wenn derartige Technologien sich oft 
wegen der mit den entsprechenden Investi- 
tionen verbundenen Risiken aus eigener 
Kraft nicht auf dem Markt durchsetzen kön- 
nen. 

— Die gemeinschaftliche Dimension des Pro- 
gramms hat sich als sehr attraktiv erwiesen, 
was sich vor allem daraus erklärt, daß den 
Vorhabensträgern für die Verbreitung und 
Einführung ihrer Technologien und Pro- 
dukte größere Marktdimensionen geboten 
werden. 

43. Die Kommission hält daher die dem Rat vorge- 
schlagene Verdoppelung der finanziellen Dotie- 
rung (siehe KOM[80] 567 endg.) für gerechtfer- 
tigt. 
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Drucksache 9/1052 Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 



Deutscher Bundestag — 9.Wahlperiode 


Drucksache 9/1052 


Anlage 3 


Stand der Verwendung der Mittel 



in Mio 

.ECU 

Höchstgrenze (Verordnung (EWG) Nr. 725/79) 


55 

Entscheidung der Kommission ( 1 . Ausschreibung) 

21,6 


V on den Antragstellern zurückgezogene V orhaben 

4,4 


E ntscheidung der Kommission ( 2 . Ausschreibung) 

27,2 


Veranschlagungskosten, Neuveranschlagung der Zusagen, 



sonstiges 

0,8 


1. und 2. Entscheidung insgesamt 


45 

Saldo 


10 

Zusagen 1. Ausschreibung 

17,0 


Zusagen 2. Ausschreibung 

13,4 


Zusagen insgesamt 


30,4 

Saldo der verfügbaren Verpflichtungsermächtigungen . . . 


19,6 

Zahlungen 1. und 2. Ausschreibung 


8 


23 




Drucksache 9/1052 


Deutscher Bundestag — 9.Wahlperiode 


Anlage 4 a 


Verteilung der vorgeschlagenen und ausgewählten Vorhaben nach Sektoren 


Erste Ausschreibung 


Sektor 

Eingegangene Vorschläge 

Ausgewählte Vorhaben 

Zahl 

% 

Zahl 

% 

Bauwesen 

49 

15,4 

8 

15,1 

Wärmepumpen 

28 

8,8 

8 

15,1 

Wärme/Kraft-Kopplung und Fernheizung 

47 

14,8 

9 

17,0 

Industrieprozesse 

102 

32,1 

18 

34,0 

Fließbett und Abwärmenutzung 

29 

9,1 

4 

7,5 

Elektrizität 

10 

3,1 

3 

5,7 

Biogas 

8 

2,5 

1 

1,9 

Landwirtschaft 

16 

5,0 

1 

1.9 

Verkehrswesen 

29 

9,1 

1 

1,9 

Sonstiges 





insgesamt . . . 

318 

100 

53 

100 


Zweite Ausschreibung 


Sektor 

Eingegangene Vorschläge 

Ausgewählte Vorhaben 

Zahl 

% 

Zahl 

% 

Bauwesen 

77 

25,5 

6 

10,0 

Wärmepumpen 

23 

7,6 

8 

13,3 

Wärme/Kraft-Kopplung und Fernheizung 

29 

9,6 

8 

13,3 

Industrieprozesse 

61 

20,2 

20 

33,3 

Fließbett und Abwärmenutzung 

34 

11,3 

7 

11,7 

Elektrizität 

12 

4,0 

2 

3,3 

Biogas : 

12 

4,0 

2 

3,3 

Landwirtschaft 

13 

4,3 

1 

1,7 

Verkehrswesen 

28 

9,3 

4 

6,7 

Sonstiges 

14 

4,5 

2 

3,3 

insgesamt . . . 

303 

100 

60 

100 


Erste und zweite Ausschreibung 


Sektor 

Eingegangene Vorschläge 

Ausgewählte Vorhaben 

Zahl 

% 

Zahl 

% 

Bauwesen 

126 

20,3 

14 

12,4 

Wärmepumpen 

51 

8,2 

16 

14,2 

Wärme/Kraft-Kopplung und Fernheizung 

76 

12,2 

17 

15,0 

Industrieprozesse 

163 

26,2 

38 

33,6 

Fließbett und Abwärmenutzung 

63 

10,1 

11 

1,7 

Elektrizität 

22 

3,6 

5 

4,4 

Biogas 

20 

3,2 

3 

2,7 

Landwirtschaft 

29 


2 

1,8 

Verkehrswesen 

57 

9.2 

5 

4,4 

Sonstiges 

14 

2,3 

2 

1,8 

insgesamt . . . 

621 

100 

113 

100 


24 











Deutscher Bundestag — Q.Wahlperiode 


Drucksache 9/1052 


Anlage 4 b 


Verteilung der vorgeschlagenen und ausgewählten Vorhaben nach Ländern 


Erste Ausschreibung 


Land 

Eingegangene Vorschläge 

Ausgewählte Vorhaben 

Zahl 

% 

Zahl 

% 

Belgien 

15 

4,7 

4 

7,5 

Dänemark 

20 

6,3 

3 

5,7 

Frankreich 

89 


12 

22,6 

Deutschland 

35 


6 

11,3 

Vereinigtes Königreich 

56 

17,6 

9 

17,0 

Irland 

7 

2,2 

2 

3,8 

Italien 

55 

17,3 

8 

15,1 

Luxemburg 

8 

2,5 

1 

1,9 

Niederlande 

33 

10,4 

8 

15,1 

insgesamt . . . 

318 

100 

53 

100 


Zweite Ausschreibung 


Land 

Eingegangene Vorschläge 

Ausgewählte Vorhaben 

Zahl 

% 

Zahl 

% 

Belgien 

12 

4,0 

3 

5,0 

Dänemark 

19 

6,3 

4 

6,7 

Frankreich 

31 

10,2 

7 

11,7 

Deutschland 

55 

18,1 

9 

15,0 

Vereinigtes Königreich 

64 

21,1 

15 

25,0 

Irland 

6 

2,0 

2 

3,3 

Italien 

86 

28,4 

14 

23,3 

Luxemburg 

7 

2,3 

0 

— 

Niederlande 

23 

7,6 

6 

10,0 

insgesamt . . . 

303 

100 

60 



Erste und zweite Ausschreibung 


Land 

Eingegangene Vorschläge 

Ausgewählte Vorhaben 

Zahl 

% 

Zahl 

% 

Belgien 

27 

4,3 

7 

6,2 

Dänemark 

39 

6,3 

7 

6,2 

Frankreich 

120 

19,3 

89 

16,8 

Deutschland 

90 

14,5 

15 

13,3 

Vereinigtes Königreich 

120 

19,3 ^ 

24 

21,2 

Irland 

13 

2,1 

4 

3,5 

Italien 

141 

22,7 

22 

19,5 

Luxemburg 

15 

2,4 

1 

0,9 

Niederlande 

56 

9,0 

14 

12,4 

insgesamt . . . 

621 

100 

113 

100 


25 







































Drucksache 9/1052 


Deutscher Bundestag — Q.Wahlperiode 


Anlage 4 c 


Verteilung der Investitionskosten der vorgeschlagenen und ausgewählten Vorhaben nach Sektoren 


Erste Ausschreibung 


Sektor 

Eingegangene Vorschläge 

Ausgewählte Vorhaben 

1000 ECU 

% 

1000 ECU 

% 

Bauwesen 

36 890 

3,8 

2 595 

3,3 

Wärmepumpen 

27 175 

2,8 

5 223 

6,6 

Wäime/Kraft-Kopplung und Fernheizung 

427 332 

43,8 

36 283 

45 , 9 . 

Industrieprozesse 

290 894 

29,8 

17 056 

21,6 

Fließbett und Abwärmenutzung 

113 653 

11,6 

9 002 

11,4 

Elektrizität 

19 470 

2,0 

7 393 

9,4 

Biogas 

4 378 

0,4 

90 

0,1 

Landwirtschaft 

24 180 

2,5 

430 

0,5 

Verkehrswesen 

Sonstiges 

32 784 

3,4 

892 

1,1 

insgesamt . . . 

976 756 

100 

78 960 

100 


Zweite Ausschreibung 


Sektor 

Eingegangene Vorschläge 

Ausgewählte Vorhaben 

1 000 ECU 

% 

1 000 ECU 

% 

Bauwesen 

63 307 

12,6 

5 235 

5,9 

Wärmepumpen 


1,8 

1 918 

2,2 

Wärme/Kraft-Kopplung und Fernheizung 

45 363 

9,0 

12 845 

14,5 

Industrieprozesse 

134 309 

26,7 

43 342 

49,1 

Fließbett und Abwärmenutzung 

141 718 

28,2 

14 949 

16,9 

Elektrizität 

53 836 

10,7 

3 006 

3,4 

Biogas 

8 258 

1,6 

2 230 

2,5 

Landwirtschaft 

8 385 

1,7 

241 

0,3 

Verkehrswesen 

32 071 

6,4 

2 058 

2,3 

Sonstiges 

6 395 

1,3 

2 489 

2,8 

insgesamt . . . 

502 704 

100 

88 300 

100 


Erste und zweite Ausschreibung 


Sektor 

Eingegangene Vorschläge 

Ausgewählte Vorhaben 

1000 ECU 

% 

1000 ECU 

% 

Bauwesen 

100 197 

6,8 

7 830 

4,7 

Wärmepumpen 

36 241 

2,4 

7 141 

4,3 

Wäime/Kraft-Kopplung und Fernheizung 

472 695 

32,0 

49 128 

29,4 

Industrieprozesse 

425 203 

28,7 

60 398 

35,9 

Fließbett und Abwärmenutzung 

255 371 

17,3 

23 951 

14,3 

Elektrizität 

73 306 

5,0 

10 399 

6,2 

Biogas : 

12 636 

0,9 

2 320 

1,4 

Landwirtschaft 

32 565 

2,2 

671 

. 0,4 

Verkehrswesen 

64 855 

4,4 

2 950 

1,8 

Sonstiges 

6 395 

0,4 

2 489 

1,5 

insgesamt . . . 

1 479 460 

100 

167 260 

100 
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Deutscher Bundestag — 9.Wahlperiode 


Drucksache 9/1052 


Anlage 4 d 

Verteilung der Investitionskosten der vorgeschlagenen und ausgewählten Vorhaben nach Ländern 


Erste Ausschreibung 


Land 

Eingegangene Vorschläge 

Ausgewählte Vorhaben 

1000 ECU 

% 

1000 ECU 

% 

Belgien 

23 480 

2,4 

6 532 

8,3 

Dänemark 

76 751 

7,9 

3 600 

4,6 

Frankreich 

270 360 

27,7 

20 661 

26,2 

Deutschland 

200 475 

20,5 

24 988 

31,6 

Vereinigtes Königreich 

106 841 

10,9 

9 697 

12,3 

Irland 

2 833 

0,3 

365 

0,5 

Italien 

180 872 

18,5 

8 379 

10,6 

Luxemburg 

18 047 

h8 

264 

0,3 

Niederlande 

97 087 

9,9 

4 477 

5,7 

insgesamt . . . 

976 756 

100 

78 960 

100 


Zweite Ausschreibung 


Land 

Eingegangene Vorschläge 

Ausgewählte Vorhaben 

1000 ECU 

% 

1000 ECU 

% 

Belgien 

11 187 

— 

2,2 

4 370 

4,9 

Dänemark 

86 573 

17,2 

1 870 

2,1 

Frankreich 

38 728 

7,7 

16 820 

19,0 

Deutschland 

91 967 

18,3 

16 026 

18,1 

Vereinigtes Königreich 

135 537 

27,0 

18 558 

21,0 

Irland 

748 

0,9 

2 028 

2,3 

Italien 

117 664 

23,4 

23 389 

26,5 

Luxemburg 

1 528 

0,3 

0 

— 

Niederlande 

14 771 

2,9 

5 260 

6,0 

insgesamt . . . 

502 704 

100 

88 300 

100 


Erste und zweite Ausschreibung 


Land 

Eingegangene Vorschläge 

Ausgewählte Vorhaben 

1000 ECU 

% 

1000 ECU 

% 

Belgien 

34 667 

2,3 

10 902 

6,5 

Dänemark . 

163 324 

11,0 

5 470 

3,3 

Frankreich 

309 098 

20,9 

37 481 

22,4 

Deutschland 

292 442 

19,8 

41 014 

24,5 

Vereinigtes Königreich 

242 378 

16,4 

28 245 

16,9 

Irland 

7 581 

0,5 

2 393 

1,4 

Italien 

298 536 

20,2 

31 768 

19,0 

Luxemburg 

19 575 

1,3 

365 

0,2 

Niederlande 

111 858 

7,6 

9 737 

5,8 

insgesamt , . . 

1 479 460 

100 

167 260 
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Drucksache 9/1052 


Deutscher Bundestag — 9, Wahlperiode 


Anlage 4 e 

Verteilung der vorgeschlagenen und ausgewählten Vorhaben nach Art und Größe der Antragsteller 


Erste Ausschreibung 


Art und Größe der Antragsteller 

Eingegangene Vorschläge 

Ausgewählte Vorhaben 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

Kleine Unternehmen*) 

31 

9,5 


0 

Mittlere Unternehmen 

38 

11,7 

5 

9,4 

Große Unternehmen und internationale Gruppen 

152 

46,6 

28 

52,8 

Versor^ngsunternehmen 

26 

8,0 

4 

7,5 

Kommunen 

28 

8,6 

9 

17,1 

Genossenschaften 

2 

0,6 

1 

h9 

Entwicklungsvereinigungen 

4 

h2 

— 

— 

Universitäten, Forschungszentren und 
öffentliche Einrichtungen 

45 

13,8 

6 

11,3 

insgesamt . . . 

326 

100 

53 

100 


Zweite Ausschreibung 


Art und Größe der Antragsteller 

Eingegangene Vorschläge 

Ausgewählte Vorhaben 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

Kleine Unternehmen*) 

58 

19,0 

7 


Mittlere Unternehmen 

29 

9,6 

5 

mBM 

Große Unternehmen und internationale Gruppen 

116 

38,3 

31 

52,0 

Versorgimgsunternehmen 

12 

4,0 

3 

5,0 

Kommunen 

22 

7,3 

2 

3,0 

Genossenschaften 

10 

3,3 

2 

3,0 

Entwicklungsvereinigungen 

9 

3,0 

3 

5,0 

Universitäten, Forschungszentren und 
öffentliche Einrichtungen 

47 

15,5 

7 

12,0 

insgesamt . . . 

303 

100 

60 

100 


Erste und zweite Ausschreibung 


Art imd Größe der Antragsteller 

Eingegangene Vorschläge 

Ausgewählte Vorhaben 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

Kleine Unternehmen *) 

89 

14,1 

7 

6,2 

Mittlere Unternehmen 

67 

10,7 

10 

8,8 

Große Unternehmen und internationale Gruppen 

269 

42,7 

59 

52,2 

Versorgungsunternehmen 

39 

6,0 

7 

6,2 

Kommunen 

50 

7,9 

11 

9,7 

Genossenschaften 

12 

1,9 

3 

2,7 

Entwicklungsvereinigungen 

13 

2,1 

3 

2,7 

Universitäten, Forschungszentren und 
öffentliche Einrichtungen 

92 

14,6 

13 

11,5 

insgesamt . . . 

629 

100 

113 

100 


*) Unter kleinen Unternehmen sind solche mit einem jährlichen Umsatz von weniger als 3,5 Mio. ECU und imter mittleren 
Unternehmen solche mit einem jährlicheiT Umsatz von 3,5 bis 35 Mio. ECU zu verstehen. 

28 









































Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 


Drucksache 9/1 052 


Anlage 4 f 

Verteilung der vorgeschlagenen und ausgewählten Vorhaben nach Art und Größe der Antragsteller 


Erste Ausschreibung 


Art der Antragsteller 

Eingegangene Vorschläge 

Ausgewählte Vorhaben 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

Benutzer*) 

299 

92 

47 

89 

Verarbeiter 

27 

8 

6 

11 

insgesamt . . . 

326 

100 

53 

100 


Zweite Ausschreibung 


Art der Antragsteller 

Eingegangene Vorschläge 

Ausgewählte Vorhaben 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

Benutzer*) 

279 

92 

52 

87 

Verarbeiter 

24 

8 

8 

13 

insgesamt . . . 

303 

100 

60 

100 


Erste und zweite Ausschreibung 


Art der Antragsteller 

Eingegangene Vorschläge 

Ausgewählte Vorhaben 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

Benutzer*) 

578 

92 

99 

88 

Verarbeiter 

51 

8 

14 

12 

insgesamt . , . 

629 

100 

113 

100 


*) Zu den „Benutzern“ gehören Engineering-Unternehmen. 
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Drucksache 9/1 052 


Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 


Anlage 4 g 

Verteilung der finanziellen Unterstützung 
ausgewählter Vorhaben nach Sektoren 


Erste Ausschreibung 


Sektor 

Finanzielle 

Unterstützung 


1000 ECU 

% 

Bauwesen 

946,6 

4,4 

Wärmepumpen 

Wärme/Kraft-Kopplung und 

1 530,1 

7,1 

Fernheizung 

7 153,3 

33,4 

Industrieprozesse 

Fließbett und 

6 066,2 

28,3 

Abwärmenutzung 

2 834,2 

13,2 

Elektrizität 

2 330,1 

10,9 

Biogas 

35,9 

0,2' 

Landwirtschaft 

172,2 

0,8 

Verkehrswesen 

Sonstiges 

356,9 

IJ 

insgesamt . . . 

21425 



Zweite Ausschreibung 


Sektor 

Finanzielle 

Unterstützung 

1000 ECU 

% 

Bauwesen 

1 702 

6,3 

Wärmepumpen 

767 

2,8 

Wärme/Kraft-Kopplung und 



Fernheizung 

3 848 

14,2 

Industrieprozesse 

12 155 

44,8 

Fließbett und 



Abwärmenutzung 

4 948 

18,2 

Elektrizität 

1 081 

4,0 

Biogas 

894 

3,3 

Landwirtschaft 

96 

0,4 

Verkehrswesen 

760 

2,8 

Sonstiges 

875 

3,2 

insgesamt . . . 

27 130 

100 


Erste und zweite Ausschreibung 


Sektor 

Finanzielle 

Unterstützung 


1000 ECU 

% 

Bauwesen 

2 649 

5,5 

Wärmepumpen 

Wärme/Kraft-Kopplung und 

2 297 

4,7 

Fernheizung 

11001 

22,7 

Industrieprozesse 

Fließbett und 

18 221 

37,5 

Abwärmenutzung 

7 782 

16,0 

Elektrizität 

344 

7,0 

Biogas 

930 

1,9 

Landwirtschaft 

268 

0,6 

Verkehrswesen 

1 117 

2,3 

Sonstiges 

875 

1,8 

insgesamt . . . 

i 

48 591 

100 


Anlage 4 h 

Verteilung der finanziellen Unterstützung 
nach Ländern 


Erste Ausschreibung 


Land 

Finanzielle 

Unterstützung 

1000 ECU 

% 

Belgien 

2 207,8 

10,3 

Dänemark 

1 096,0 

5,1 

Frankreich 

4 980,8 

23,2 

Deutschland 

5 047,2 

23,6 

Vereinigtes Königreich 

3 175,7 

14,8 

Irland 

169,9 

0,8 

Italien 

2 973,2 

13,9 

Luxemburg 

105,6 

0,5 

Niederlande 

1 669,5 

7,8 

insgesamt , . . 

21425 

100 


Zweite Ausschreibung 


Land 

Finanzielle 

Unterstützung 

1000 ECU 

% 

Belgien 

1 555 

5,7 

Dänemark 

748 

2,8 

Frankreich 

5 394 

19,9 

Deutschland 

5 146 

W,0 

Vereinigtes Königreich 

5 986 

22,1 

Irland 

747 

2,8 

Italien 

5 604 

20,7 

Luxemburg 

— 

— 

Niederlande 

1 945 

7,2 

insgesamt . . . 

27 130 

100 


Erste und Zweite Ausschreibung 


Land 

Finanzielle 

Unterstützung 

1000 ECU 

% 

Belgien 

3 763 

7,8 

Dänemark 

1 844 

3,8 

Frankreich 

10 375 

21,4 

Deutschland 

10 193 

21,0 

Vereinigtes Königreich 

9 162 

18,9 

Irland 

917 

1,9 

Italien 

8 577 

17,7 

Luxemburg 

106 

0,2 

Niederlande 

3 614 

7,4 

insgesamt . . . 

48 551 

100 
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Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 


Drucksache 9/1052 


Anlage 5 


KOMMISSION 

DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 


Demonstrationsvorhaben zur Energieeinsparung 


Bezeichnung: 

Vorhaben Nr. : 

Anschrift; 

Vertragsfirma: 

] Bau.. 

Gesamtkosten 1 

des Vorhabens f Messungen 

Zusammen 

Landeswährung 

^ Währungs- 
code 

Betrag 





Finanzielle | Bau 

Unterstützung 

durch die EWGj Messungen 

Zusammen 






Stand: 


Deutschland: DM 
Belgien: BFR 

Dänemark: DKR 


Frankreich: FF 

Griechenland: DRA 
Irland: IRL 


Italien: LIT 

Niederlande: HFL 

Ver. Königreich: UKL 


Luxemburg: LFR 
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